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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 

(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 

Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des 

Körperschaftsteuergesetzes, des Gewerbesteuergesetzes, des 

Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuergesetzes, des Steuer-

säumnisgesetzes, der Reichsabgabenordnung, des Steueran-

passungsgesetzes und des Gesetzes zur Förderung der 

Wirtschaft von Berlin (West) — Steueränderungsgesetz 1961 — 

— Drucksache 2573 — 

und  den Artikel 1 des von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gewerbesteuer

-

gesetzes und des Umsatzsteuergesetzes 

— Drucksache 1403 — 

und den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 

Gesetzes zur Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

— Drucksache 1554 — 

und den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 

Gesetzes zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

— Drucksache 2118 — 

und den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 

Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 

- Drucksache 2120 — 

und den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 

Gesetzes zur Änderung des Vermögensteuergesetzes 

— Drucksache 2121 — 
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A. Bericht des Abgeordneten Krammig *) 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen 1403 (Arti-
kel 1), 1554, 2118, 2120, 2121, 2573 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen, 

2. a) den Antrag der Fraktion der FDP 
betr. Gemeindefinanzen 
— Drucksache 2282 — 

b) den Antrag der Fraktion der SPD zur Großen 
Anfrage der Fraktion der SPD 
betr. Gemeindefinanzen 
— Umdruck 729 — 

c) den Antrag der Abgeordneten Heiland, Dr. 
Willeke, Spies (Emmenhausen), Corterier und 
Genossen zur Großen Anfrage der Fraktion 
der SPD 
betr. Gemeindefinanzen 
— Umdruck 730 — 

d) den Antrag der Fraktion der FDP 
betr. steuerliche Gleichstellung der privaten 
Altersvorsorge mit den gesetzlichen Ver-
sicherungen 
— Drucksache 2116 — 

e) den Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD zur ,dritten Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des 
Gewerbesteuergesetzes und des Wohnungs-
bau-Prämiengesetzes (Steueränderungsgesetz 
1960) 
— Umdruck 681 — 

f) den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Seffrin, Gewandt, Schneider (Hamburg), 
Krammig und Genossen zur dritten Beratung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Einkommensteuergesetzes, des Körper-
schaftsteuergesetzes, ,des Gewerbesteuerge-
setzes und des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 
(Steueränderungsgesetz 1960) 
— Umdruck 685 — 

g) den Entschließungsantrag der Fraktion der 
FDP zur dritten Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes, des 
Gewerbesteuergesetzes und des Wohnungs-
bau-Prämiengesetzes (Steueränderungsgesetz 
1960) 
— Umdruck 693 — 

für erledigt zu erklären, 

3. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. unverzüglich mit den Landesregierungen über 
Regelungen zu verhandeln, durch die den 
finanzschwachen Gemeinden ein wirksamer 
Ausgleich des sie betreffenden Steuerausfal-
les gewährleistet wird; 

2. dem Bundestag sobald wie möglich Vorschläge 
für eine umfassende Neuordnung des ge-
meindlichen Steuersystems vorzulegen; 

4. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu er-
klären. 

Bonn, den 27. April 1961 

Der Finanzausschuß 

Neuburger 
Vorsitzender 

Krammig 
Berichterstatter 

*) folgt als zu Drucksache 2706 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Gesetzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes, des Kör

-

perschaftsteuergesetzes, des Gewerbesteuergesetzes, des Be

-

wertungsgesetzes, des Vermögensteuergesetzes, des Steuer

-

säumnisgesetzes, der Reichsabgabenordnung, des Steueranpas

-

sungsgesetzes und des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft 

von Berlin (West) 

— Steueränderungsgesetz 1961 —

— Drucksache 2573 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 

(14. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes, des Körperschaftsteuer

-

gesetzes, des Gewerbesteuergesetzes, des 
Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuergesetzes, 
des Steuersäumnisgesetzes, der Reichsabgaben

-

ordnung, des Steueranpassungsgesetzes und des 
Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft von Berlin 

(West) 
— Steueränderungsgesetz 1961 — 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Einkommensteuer 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
11. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 789) und in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Ein-
kommensteuergesetzes vom 27. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 1077) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 23 werden die Worte „vom 
13. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 168) 
durch die Worte „vom 25. Juli 1960 (Bundes-
gesetzbl. I S. 578)" ersetzt. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes, des Körperschaftsteuer

-

gesetzes, des Gewerbesteuergesetzes, des 
Bewertungsgesetzes, des Vermögensteuergesetzes, 
des Steuersäumnisgesetzes, der Reichsabgaben

-

ordnung, des Steueranpassungsgesetzes, des Geset

-

zes zur Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) 
und anderer Gesetze 

— Steueränderungsgesetz 1961 — 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Einkommensteuer 

Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
11. Oktober 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 789) und in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Ein-
kommensteuergesetzes vom 27. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 1077) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. unverändert 



Drucksache 2706 	Deutscher Bundestag - 3. Wahlperiode 

Entwurf 

b) In Ziffer 24 werden im letzten Halbsatz 

aa) das Wort „ist" durch das Wort „sind" 
ersetzt und 

bb) vor den Worten „zu beachten" die 
Worte „und das Zweite Gesetz zur An-
derung von Vorschriften der Kinder-
geldgesetze vom 16. März 1959 (Bundes-
gesetzbl. I S. 153)" eingefügt. 

c) In Ziffer 29 wird das Wort „Deutschland" 
durch die Worte „der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West)" 
ersetzt. 

d) Ziffer 44 erhält die folgende Fassung: 

„44. die Beihilfen, die von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, der Max-
Planck-Gesellschaft, der Bayerischen 
Akademie der Wissenschaften, der Aka-
demie der Wissenschaften in Göttingen, 
der Heidelberger Akademie der Wis-
senschaften und der Akademie der Wis-
senschaften und der Literatur in Mainz 
zur Förderung der wissenschaftlichen 
Ausbildung und Forschung nach beson-
deren Richtlinien dieser Einrichtungen 
gegeben werden;". 

e) Ziffer 45 erhält die folgende Fassung: 

„45. Zinsen aus festverzinslichen Schuldver-
schreibungen, .die zur Erfüllung der Ent-
schädigungsansprüche für Altsparanla-
gen im Sinn des Altsparergesetzes aus-
gegeben worden sind;". 

f) Hinter Ziffer 54 werden die folgenden Zif-
fern 55 bis 59 angefügt: 

„55. ,das Gehalt und die sonstigen Bezüge, 
,die von dem Rat für die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete des Zollwesens 
an seine Beamten gezahlt werden (Ar-
tikel VI Abschnitt 17 der Anlage zu dem 
Abkommen über die Gründung eines 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiete des Zollwesens—Bundesgesetz-
blatt 1952 II S. 1, 19); 

56. Zuschüsse, die Arbeitnehmer und in 
Heimarbeit Beschäftigte und ihnen 
gleichgestellte Personen zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Sicherung im 
Krankheitsfall erhalten, soweit die 
Steuerbefreiung im Hinblick auf den 
Zweck der Zuschüsse durch Rechtsver-
ordnung bestimmt wird; 

57. Dividenden und Zinsen aus den von 
der Internationalen Entwicklungsorgani-
sation ausgegebenen oder garantierten 
Schuldverschreibungen und Wertpapie-
ren nach Artikel VIII Abschnitt 9 des 
Abkommens vom 26. Januar 1960 über 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Nummer 56 entfällt 
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Entwurf 

die Internationale Entwicklungs-Organi-
sation in dem in dieser Bestimmung 
vorgeschriebenen Umfang (Bundes-
gesetzbl. II S. 2137, 2138, 2363); 

58. das Gehalt und die sonstigen Bezüge, 
die von der Internationalen Entwick-
lungs-Organisation an ihre Direktoren, 
Stellvertreter und Bediensteten gezahlt 
werden, wenn diese Personen nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, 
nach Artikel VIII Abschnitt 9 des in 
Ziffer 57 bezeichneten Abkommens; 

59. Miet- und Lastenbeihilfen im Sinn des 
Gesetzes über ,die Gewährung von Miet- 
und Lastenbeihilfen vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389, 399) und  des 

 Zweiten Wohnungsbaugesetzes (Woh-
nungsbau- und Familienheimgesetz) vom 
27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523), 
geändert durch das voribezeichnete Ge-
setz vom 23. Juni 1960." 

2. In § 7 e Abs. 1 wird die Jahreszahl „1962" je-
weils durch die Jahreszahl „1964" ersetzt. 

3. In § 10 Abs. 3 Ziff. 3 wird der folgende Buch-
stabe d angefügt: 

„d) vor Anwendung der Buchstaben a bis c 
können Sonderausgaben im Sinn des Ab-
satzes 1 Ziff. 2 bis zu 500 Deutsche Mark, 
im Fall der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten bis zu 1000 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr in voller Höhe abgezogen 
werden; diese Beträge vermindern sich, 
wenn in dem Gesamtbetrag der Einkünfte 
solche aus nichtselbständiger Arbeit ent-
halten sind, um den vom Arbeitgeber ge-
leisteten gesetzlichen Beitrag zur gesetz-
lichen Rentenversicherung. Voraussetzung 
für den Abzug ist, daß der Gesamtbetrag 
der Einkünfte im Veranlagungszeitraum 
30 000 Deutsche Mark, im Fall der Zusam-
menveranlagung von Ehegatten 60000 Deut-
sche Mark nicht übersteigt." 

4. In § 10a Abs. 1 Satz 1 wird die Jahreszahl 
„1961" durch die Jahreszahl „1963" ersetzt. 

5. In § 20 Abs. 1 Ziff. 1 werden die Worte „der 
Bank deutscher Länder, den Landeszentral-
banken" durch die Worte „der Deutschen Bun-
desbank" ersetzt. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Nummer 2 entfällt 

3. In § 10 Abs. 3 Ziff. 3 wird der folgende Buch

-

stabe d angefügt: 

„d) vor Anwendung der Buchstaben a bis c 
können Sonderausgaben im Sinn des Ab-
satzes 1 Ziff. 2 bis zu 500 Deutsche Mark, 
im Fall der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten bis zu 1000 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr in voller Höhe abgezogen 
werden; diese Beträge vermindern sich, 
wenn in dem Gesamtbetrag der Einkünfte 
solche aus nichtselbständiger Arbeit ent-
halten sind, um den vom Arbeitgeber ge-
leisteten gesetzlichen Beitrag zur gesetz-
lichen Rentenversicherung." 

Nummer 4 entfällt 

5. In § 20 Abs. 1 Ziff. 1 werden die Worte „der 
Bank deutscher Länder, den Landeszentralban-
ken" gestrichen. 

5a.In § 24 Ziff. 1 wird der folgende Buchstabe c 
angefügt: 
„c) als Ausgleichszahlungen an Handelsver-

treter nach § 89b des Handelsgesetzbuchs;". 
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Entwurf 

6. § 30 wird gestrichen. 

In § 33 a Abs. 6 wird Satz 3 gestrichen. 

8. Hinter § 34 c wird der folgende § 34 d einge-
fügt: 

„§ 34 d 

Steuerermäßigung für Kapitalanlagen 
in Entwicklungsländern 

(1) Die obersten Finanzbehörden der Länder 
können mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen auf Antrag bei Steuerpflichtigen, 
die den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln und besonders förde-
rungswürdige Entwicklungshilfe durch Kapital-
anlagen in Entwicklungsländern leisten, zur 
Erleichterung dieser Entwicklungshilfe und zur 
Minderung des Wagnisses eine den steuerlichen 
Gewinn mindernde, der Auflösung unterlie-
gende Rücklage zulassen, deren Höhe ein Drit-
tel der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
der Kapitalanlagen nicht übersteigen darf. 

(2) Als Kapitalanlagen in Entwicklungslän-
dern sind in der Regel nur anzusehen: 

1. Beteiligungen an Kapitalgesellschaften 
in Entwicklungsländern, die anläßlich 
der Gründung oder einer Kapitaler-
höhung angeschafft worden sind, 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

6. unverändert 

6a. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden 

aa) in Ziffer 2 die Worte „im wesentlichen" 
jeweils durch das Wort „überwiegend" 
und 

bb) in Ziffer 4 die Zahl „900" durch die Zahl 
„1200" 

ersetzt. 

b) In Absatz 3 Ziff. 2 werden die Zahl „360" 
durch die Zahl „600" und die Zahl „720" 
durch die Zahl „1200" ersetzt. 

7. § 33 a wird wie folgt geändert: 

a) In den Absätzen 1 bis 4 wird die Zahl „900" 
jeweils durch die Zahl „1200" ersetzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Wegen der außergewöhnlichen Bela-
stungen Körperbehinderter, denen auf 
Grund ihrer Behinderung nach gesetz-
lichen Vorschriften Renten oder andere 
laufende Bezüge zustehen, sind durch 
Rechtsverordnung Pauschbeträge festzu-
setzen." 

bb) Satz 3 wird gestrichen. 

8. Hinter § 34 c wird der folgende § 34 d einge

-

fügt: 

„§ 34 d 

Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 

(1) Die obersten Finanzbehörden der Länder 
können mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen auf Antrag bei Steuerpflichtigen, 
die den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung ermitteln und nach dem 31. Dezem-
ber 1960 besonders förderungswürdige Entwick-
lungshilfe durch Kapitalanlagen in Entwick-
lungsländern leisten, zur Erleichterung dieser 
Entwicklungshilfe und zur Minderung des Wag-
nisses eine den steuerlichen Gewinn mindernde 
Rücklage zulassen, deren Höhe ein Drittel der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten der 
Kapitalanlagen nicht übersteigen darf. Die 
Rücklage ist vom dritten auf ihre Bildung fol-
genden Wirtschaftsjahr an jährlich mit je 
einem Fünftel gewinnerhöhend aufzulösen. 

(2) Als Kapitalanlagen in Entwicklungslän-
dern sind in der Regel nur anzusehen: 

1. Beteiligungen an Kapitalgesellschaf-
ten in Entwicklungsländern, die an-
läßlich der Gründung oder einer 
Kapitalerhöhung erworben worden 
sind, 
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Entwurf 

2. Beteiligungen an Personengesellschaf-
ten in Entwicklungsländern, die an-
läßlich der Gründung angeschafft wor-
den sind, und 

3. Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb 
oder einer Betriebstätte des Steuer-
pflichtigen in Entwicklungsländern an-
läßlich der Gründung zugeführt wor-
den sind. 

Die Steuerermäßigung darf nur gewährt wer-
den, wenn die Gesellschaft, der Betrieb oder die 
Betriebstätte in Entwicklungsländern ausschließ-
lich oder fast ausschließlich die Herstellung oder 
Lieferung von Waren, die Gewinnung von Bo-
denschätzen oder die Bewirkung gewerblicher 
Leistungen mit Ausnahme des Betriebs von 
Handelsschiffen im internationalen Verkehr 
zum Gegenstand hat. 

(3) Bei der Bemessung der Rücklage sind — 
von  besonderen Ausnahmefällen abgesehen — 
die  Kapitalanlagen insoweit außer Betracht zu 
lassen, als 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Ziff. 1 
und 2 die der Kapitalgesellschaft oder 
der Personengesellschaft zugeführten 
Mittel von dieser nicht zur Anschaf-
fung oder Herstellung von abnutzba-
ren Wirtschaftsgütern des im Entwick-
lungsland belegenen Anlagevermö-
gens verwendet werden, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Ziff. 3 
die zugeführten Wirtschaftsgüter nicht 
zum abnutzbaren, im Entwicklungs-
land belegenen Anlagevermögen ge-
hören. 

Werden Kapitalanlagen mit dem niedrigeren 
Teilwert angesetzt, so ist insoweit eine Rück-
lage nicht zuzulassen und die vorzeitige Auf-
lösung einer bereits gebildeten Rücklage vor-
zusehen." 

9. § 42 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Ziff. 1 erhält die folgende Fassung: 
„1. angeordnet werden, daß sich die Lohn-

steuer für Bezüge, die der Arbeitnehmer 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

2. Einlagen in Personengesellschaften in 
Entwicklungsländern zum Zwecke der 
Gründung oder einer erheblichen Er-
weiterung des Unternehmens und 

3. Betriebsvermögen, das einem Betrieb 
oder einer Betriebstätte des Steuer-
pflichtigen in Entwicklungsländern 
zum Zwecke der Gründung oder 
einer erheblichen Erweiterung des 
Betriebes (der Betriebstätte) zuge-
führt worden ist. 

Die Rücklage darf nur zugelassen werden, wenn 
die Gesellschaft, der Betrieb oder die Betrieb-
stätte in Entwicklungsländern ausschließlich 
oder fast ausschließlich die Herstellung oder 
Lieferung von Waren, die Gewinnung von 
Bodenschätzen oder die Bewirkung gewerb-
licher Leistungen zum Gegenstand hat. 

(3) Bei der Bemessung der Rücklage sind die 
Kapitalanlagen in der Regel nur zu berücksich-
tigen, soweit die zugeführten Mittel zur An-
schaffung oder Herstellung abnutzbarer Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens verwendet 
werden oder soweit die zugeführten Mittel in 
abnutzbaren Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens bestehen. Werden Kapitalanlagen mit 
dem niedrigeren Teilwert angesetzt, so ist in-
soweit eine Rücklage nicht zuzulassen und die 
vorzeitige Auflösung einer bereits gebildeten 
Rücklage vorzusehen." 

8a. In § 39 Abs. 3 wird hinter Ziffer 4 die nachste

-

hende Ziffer 5 angefügt: 

„5. wenn der Arbeitnehmer in einem Lohn-
zahlungszeitraum Zuschüsse auf Grund der 
Vorschriften des § 1 des Gesetzes zur wirt-
schaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfall vom 26. Juni 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. 649) in der Fassung des Ge-
setzes zur Änderung dieses Gesetzes vom 
  (Bundesgesetzbl. I S  
erhalten hat; in diesem Fall ist die Lohn-
steuer nach dem Arbeitslohn für die Ar-
beitstage zu berechnen." 

9. unverändert 
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neben dem laufenden Arbeitslohn erhält 
(sonstige Bezüge), aus dem voraussicht-
lichen Jahresarbeitslohn des Kalender-
jahrs errechnet, in dem die sonstigen 
Bezüge zufließen;". 

b) In Absatz 1 Ziff. 2 werden die Worte „ , ins-
besondere einmaligen" und in Absatz 2 
Ziff. 1 die Worte „ , insbesondere einmalige" 
gestrichen. 

c) Absatz 2 Ziff. 3 erhält die folgende Fassung: 

„3. wenn Bezüge an kurzfristig beschäftigte 
Arbeitnehmer oder an Arbeitnehmer ge-
zahlt werden, die in geringem Umfang 
und gegen geringen Arbeitslohn tätig 
sind." 

10. § 51 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe q werden hinter den Wor-
ten „vom 27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 523)" die Worte „und für den Einbau 
einer Heizungsanlage" eingefügt. 

bb) Der folgende Buchstabe s wird angefügt: 

„s) nach denen bei einer sich abzeich-
nenden gesamtwirtschaftlichen Kon-
junkturabschwächung, die eine nach-
haltige Verringerung der Umsätze 
oder der Beschäftigung erwarten 
läßt, insbesondere bei einem erheb-
lichen Rückgang der Nachfrage, zur 
Förderung der Investitionstätigkeit 
bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens im Wirt-
schaftsjahr der Anschaffung oder 
Herstellung neben den nach § 7 zu 
bemessenden Absetzungen für Ab-
nutzung eine Sonderabschreibung 
vorgenommen werden kann. Die 
Sonderabschreibung darf nur zuge-
lassen werden 

aa) für Wirtschaftsgüter, die inner-
halb eines jeweils festzusetzen-
den Zeitraums, der ein Jahr 
nicht übersteigen darf (Begün-
stigungszeitraum), angeschafft 
oder hergestellt werden, 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

10. § 51 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 2 wird wie folgt geändert: 

vor vor aa) In Buchstabe m wird die Jah-
reszahl „1962" durch die Jah-
reszahl „1965" ersetzt. 

vor aa) In Buchstabe o werden am Ende des 
ersten Satzes der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und der folgende 
Halbsatz eingefügt: 

„die Sonderabschreibungen können 
auch zugelassen werden, wenn 
Schornsteine auf Grund behörd-
licher Anordnung ausschließlich aus 
Gründen der Luftreinhaltung errich-
tet oder aufgestockt werden." 

aa) unverändert 

bb) unverändert 
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bb) für Wirtschaftsgüter, die inner-
halb des Begünstigungszeit-
raums bestellt und angezahlt 
werden oder mit deren Herstel-
lung innerhalb des Begünsti-
gungszeitraums begonnen wird, 
wenn sie innerhalb eines wei-
teren Jahres, bei Schiffen inner-
halb zweier weiterer Jahre, ge-
liefert oder fertiggestellt wer-
den. 

Die Sonderabschreibung darf bei be-
weglichen Wirtschaftsgütern bis zu 
10 vom Hundert und bei unbeweg-
lichen Wirtschaftsgütern bis zu 
5 vom Hundert der Anschaffungs-
oder Herstellungskosten zugelassen 
werden. 

Rechtsverordnungen auf Grund die-
ser Ermächtigung bedürfen auch der 
Zustimmung des Bundestages;". 

b) In Ziffer 3 werden hinter den Worten „§ 3 
Ziff. 52" die Worte „und 56" eingefügt. 

Artikel 2 
Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 1 Buchstabe a 

ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 1960 an-
zuwenden. Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 1 
Buchstabe d und Ziff. 3 sind erstmals für den Veran-
lagungszeitraum 1961 anzuwenden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Körperschaftsteuer 

Artikel 3 
Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung vom 

18. November 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 747) und in 
der Fassung des Steueränderungsgesetzes 1960 vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

cc) Der folgende Buchstabe t wird angefügt: 

„t) über die Abzugsfähigkeit von Aus-
gaben bei der Vollblutzucht außer-
halb eines land- und forstwirtschaft-
lichen oder gewerblichen Betriebs, 
sofern mindestens zwei Zuchtstuten 
gehalten werden. In diesen Fällen 
sind die nicht durch Einnahmen ge-
deckten Ausgaben für Zuchtstuten 
und höchstens drei weitere Voll-
blutpferde je Zuchtstute als Ver-
luste bei den Einkünften aus Land-
und Forstwirtschaft bis zu einem 
Höchstbetrag von 5000 Deutsche 
Mark je Pferd zu behandeln." 

Buchstabe b entfällt 

Artikel 2 
(1) Die Vorschrift des Artikels 1 Ziff. 1 Buch-

stabe a ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1960 anzuwenden. 
(2) Die Vorschriften des  Artikels  1 Ziff. 1 Buch-

stabe d, Ziff. 3 und 5 a sind erstmals für den Ver-
anlagungszeitraum 1961 anzuwenden. 

(3) Die Vorschriften des Artikels 1 Ziff. 6 a und 7 
Buchstabe a sind erstmals für den Veranlagungs-
zeitraum 1962 anzuwenden. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Körperschaftsteuer 

Artikel 3 
Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung vom 

18. November 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 747) und in 
der Fassung des Steueränderungsgesetzes 1960 vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 
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1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 2 werden die Worte „nach Maßgabe 
des § 14 des Gesetzes über die Landwirtschaft-
liche Rentenbank in der Fassung vom 14. Sep-
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1330)" und 
die Worte „nach Maßgabe des § 7 des Geset-
zes über die Deutsche Genossenschaftskasse 
in der Fassung vom 4. April 1957 (Bundesge-
setzbl. I S. 372) " gestrichen. 

b) Ziffer 7 erhält die folgende Fassung: 

„7. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Waisen-, 
Sterbe-, Kranken-, Unterstützungskassen 
und sonstige rechtsfähige Hilfskassen 
für Fälle der Not oder Arbeitslosigkeit, 

a) wenn sich die Kasse beschränkt 

aa) auf Zugehörige oder frühere Zu-
gehörige einzelner oder mehrerer 
wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe 
oder 

bb) auf Zugehörige oder frühere Zu-
gehörige der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege (Arbei-
terwohlfahrt-Hauptausschuß, In-
nere Mission und Hilfswerk der 
Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, Deutscher Caritasverband, 
Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband, Deutsches Rotes 
Kreuz und Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland) ein-
schließlich ihrer Untergliederun-
gen, Einrichtungen und Anstalten 
und sonstiger gemeinnütziger 
Wohlfahrtsverbände, und 

b) wenn sichergestellt ist, daß der Be-
trieb der Kasse nach dem Geschäfts-
plan und nach Art und Höhe der Lei-
stungen eine soziale Einrichtung dar-
stellt;". 

2. In § 19 Abs. 2 werden 

a) hinter den Worten „Industriekreditbank 
Aktiengesellschaft" das Wort „und" durch 
ein Komma ersetzt und 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

c) unverändert 

c) Ziffer 8 erhält die folgende Fassung: 

„8. Berufsverbände ohne öffentlich-recht-
lichen Charakter, deren Zweck nicht auf 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
gerichtet ist. Unterhalten sie einen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb, der dem 
Verbandszweck dient, so sind sie inso-
weit steuerpflichtig. Dient ein wirtschaft-
licher Geschäftsbetrieb nicht dem Ver-
bandszweck, so ist der Berufsverband 
steuerpflichtig." 

2. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden 

aa) hinter den Worten „Industriekreditbank 
Aktiengesellschaft" das Wort „und" 
durch ein Komma ersetzt und 
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b) hinter den Worten „der Deutschen Industrie-
bank" die Worte „ , der Berliner Industrie-
bank Aktiengesellschaft und der Saarländi-
schen Investitionskreditbank Aktiengesell-
schaft" eingefügt. 

3. Hinter § 19 a wird der folgende § 19 b eingefügt: 

„§ 19 b 

Steuerermäßigung für Kapitalanlagen in 
Entwicklungsländern 

Die obersten Finanzbehörden der Länder kön-
nen mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen auf Antrag bei Steuerpflichtigen, die 
den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger Buch-
führung ermitteln und besonders förderungswür-
dige Entwicklungshilfe durch Kapitalanlagen in 
Entwicklungsländern leisten, zur Erleichterung 
dieser Entwicklungshilfe und zur Minderung des 
Wagnisses eine den steuerlichen Gewinn min-
dernde, der Auflösung unterliegende Rücklage 
zulassen, deren Höhe ein Drittel der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten der Kapitalanla-
gen nicht übersteigen darf. Die Vorschriften des 
§ 34 d Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergeset-
zes gelten entsprechend." 

4. In § 23 a Abs. 1 Ziff, 2 wird der folgende Buch-
stabe g angefügt: 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

bb) hinter den Worten „der Deutschen In-
dustriebank" die Worte „ , der Berliner 
Industriebank Aktiengesellschaft und der 
Saarländischen Investitionskreditbank 
Aktiengesellschaft" eingefügt. 

b) Hinter dem Absatz 3 wird der folgende Ab-
satz 4 eingefügt: 

„(4) Kapitalgesellschaften im Sinn des Ab-
satzes 1 Ziff. 2 sind auf Antrag wie Kapital-
gesellschaften im Sinn des Absatzes 1 Ziff. 1 
zu besteuern. Der Antrag ist schriftlich und 
unwiderruflich innerhalb der Frist zur Ab-
gabe der Steuererklärung für das Kalender-
jahr (Veranlagungszeitraum) zu stellen, für 
das der Antrag erstmals gelten soll. Die Ka-
pitalgesellschaft ist für fünf aufeinander fol-
gende Kalenderjahre an den Antrag gebun-
den." 

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Ab-
sätze 5 bis 7. 

3. Hinter § 19 a wird der folgende § 19 b eingefügt: 

„§ 19 b 

Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 

Die obersten Finanzbehörden der Länder kön-
nen mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen auf Antrag bei Steuerpflichtigen, die 
den Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger Buch-
führung ermitteln und nach dem 31. Dezember 
1960 besonders förderungswürdige Entwick-
lungshilfe Idurch Kapitalanlagen in Entwick-
lungsländern leisten, zur Erleichterung dieser 
Entwicklungshilfe und zur Minderung ,des Wag-
nisses eine den steuerlichen Gewinn mindernde 
Rücklage zulassen, deren Höhe ein Drittel der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Ka-
pitalanlagen nicht übersteigen darf. Die Rück-
lage ist vom dritten auf ihre Bildung folgenden 
Wirtschaftsjahr an jährlich mit je einem Fünftel 
gewinnerhöhend aufzulösen. Die Vorschriften 
des § 34 d Abs. 2 und 3 des Einkommensteuer-
gesetzes gelten entsprechend." 

4. 23 a Abs. i Ziff. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Buchstabe b wird der folgende Buch-
stabe c eingefügt: 

„c) über die Abgrenzung der wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe, die dem Verbands-
zweck eines Berufsverbands im Sinn des 
§ 4 Abs. 1 Ziff. 8 dienen;" 

e) Die Buchstaben c bis f werden Buchstaben d 
bis g. 
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„g) nach denen die Kapitalertragsteuer zu er-
statten ist, wenn die steuerabzugspflichtigen 
Einkünfte von Körperschaften, Personenver-
einigungen oder Vermögensmassen im Sinn 
des § 4 Abs. 1 Ziff. 6, die ausschließlich und 
unmittelbar der Förderung der Wissenschaft 
dienen, bezogen worden sind." 

Artikel 4 

Die Vorschriften des Artikels 3 Ziff. 1 und 2 sind 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1961 anzu-
wenden. 

DRITTER ABSCHNITT 

Gewerbesteuer 

Artikel 5 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung vom 
18. November 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 754) und in 
der Fassung des Steueränderungsgesetzes 1960 vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) Geht ein Gewerbebetrieb im ganzen 
auf einen anderen Unternehmer über, so gilt 
der Gewerbebetrieb als durch den bisherigen 
Unternehmer eingestellt. Der Gewerbebe-
trieb gilt als durch den anderen Unterneh-
mer neu gegründet, wenn er nicht mit einem 
bereits bestehenden Gewerbebetrieb ver-
einigt wird." 

f) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Ab-
sätze 6 und 7. 

2. In § 3 Ziff. 2 werden die Worte „nach Maßgabe 
des § 14 des Gesetzes über die Landwirtschaft-
liche Rentenbank in der Fassung vom 14. Sep-
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1330)" und die 
Worte „nach Maßgabe des § 7 des Gesetzes 
über die Deutsche Genossenschaftskasse in der 
Fassung vom 4. April 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 372)" gestrichen. 

3. § 5 Abs. 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Geht ein Gewerbebetrieb im ganzen auf 
einen anderen Unternehmer über (§ 2 Abs. 5), 
so ist der bisherige Unternehmer bis zum Zeit-
punkt des Übergangs Steuerschuldner. Der an-
dere Unternehmer ist von diesem Zeitpunkt an 
Steuerschuldner." 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

c) Der folgende Buchstabe h wird angefügt: 

„h) nach denen die Kapitalertragsteuer zu 
erstatten ist, wenn die steuerabzugspflich-
tigen Einkünfte von Körperschaften, Per-
sonenvereinigungen oder Vermögens-
massen im Sinn des § 4 Abs. 1 Ziff. 6 be-
zogen worden sind." 

Artikel 4 

unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Gewerbesteuer 

Artikel 5 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung vom 
18. November 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 754) und in 
der Fassung des Steueränderungsgesetzes 1960 vom 
30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 616) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. Hinter § 7 wird der folgende § 7 a eingefügt: 

„§ 7 a 
Anwendung des § 34 d des Einkommensteuer

-

gesetzes und des § 19 b des Körperschaftsteuer

-

gesetzes 

Die auf Grund der Ermächtigung in § 34 d 
des Einkommensteuergesetzes oder in § 19 b 
des Körperschaftsteuergesetzes zugelassene 
Rücklage gilt auch für die Ermittlung des Ge-
werbeertrags." 

5. In § 8 Ziff. 7 erhält Satz 2 die folgende Fassung: 

„Das gilt nicht, soweit die Miet- oder Pachtzin-
sen beim Vermieter oder Verpächter zur Ge-
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag heran-
zuziehen sind, es sei denn, daß ein Betrieb oder 
ein Teilbetrieb vermietet oder verpachtet wird 
und der Jahresbetrag der Miet- oder Pachtzin-
sen 250 000 Deutsche Mark übersteigt." 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 1 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Ziffer 4 erhält die folgende Fassung: 

„4. die bei der Ermittlung des Gewinns aus 
Gewerbebetrieb des Vermieters oder 
Verpächters berücksichtigten Miet- oder 
Pachtzinsen für die Überlassung von 
nicht in Grundbesitz bestehenden Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, so-
weit sie nach § 8 Ziff. 7 dem Gewinn 
aus Gewerbebetrieb des Mieters oder 
Pächters hinzugerechnet worden sind;". 

c) In Ziffer 5 wird Satz 2 gestrichen. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 1 wird Satz 2 gestrichen. Der bis-
herige Satz 3 wird Satz 2 und erhält die fol-
gende Fassung: 

„An Stelle der Kürzung nach Satz 1 tritt auf 
Antrag bei Unternehmen, die ausschließlich 
eigenen Grundbesitz oder neben eigenem 
Grundbesitz eigenes Kapitalvermögen ver-
walten und nutzen oder daneben Wohnungs-
bauten betreuen oder Kaufeigenheime, 
Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen 
im Sinn des Ersten Teils des Wohnungs-
eigentumsgesetzes vom 15. März 1951 (Bun-
desgesetzbl. I S. 175) errichten und veräu-

ßern, die Kürzung um den Teil des Gewerbe-
ertrags, der auf die Verwaltung und Nut-
zung des eigenen Grundbesitzes, auf die Be-
treuung von Wohnungsbauten und die Ver-
äußerung von Eigenheimen, Kleinsiedlungen 
und Eigentumswohnungen entfällt;". 

g) unverändert 

h) unverändert 
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7. In § 10 Abs. 3 wird hinter Satz 1 der folgende 
Satz eingefügt: 

„Von der Umrechnung nach Satz 1 sind ausge-
nommen die Hinzurechnung nach § 8 Ziff. 9 und 
die Kürzungen nach § 9 Ziff. i Satz 1 und 
Ziff. 5." 

8. In § 10 a wird der folgende Satz angefügt: 

„Im Fall des § 2 Abs. 5 kann der andere Unter-
nehmer den maßgebenden Gewerbeertrag nicht 
um die Fehlbeträge kürzen, die sich bei der 
Ermittlung des maßgebenden Gewerbeertrags 
des übergegangenen Unternehmens ergeben ha-
ben." 

9. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewer-
beertrag betragen 

1. bei natürlichen Personen und bei 
Gesellschaften im Sinn des § 2 
Abs. 2 Ziff. 1 

für die ersten 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	0 v. H.; 

dieser Betrag erhöht sich 
auf 7200 Deutsche Mark, 
wenn der abgerundete 
Gewerbeertrag (Absatz 1 
Satz 3) 50 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt; 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	1 v. H., 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	2 v. H., 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	3 v. H., 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	4 v. H., 

für alle weiteren 
Beträge 	 5 v. H.; 

2. bei Kapitalgesellschaften (§ 2 
Abs 2 Ziff. 2), bei denen die in 
§ 8 Ziff. 4 oder 6 bezeichnete Hin-
zurechnung vorgenommen wird 
und der abgerundete Gewerbe-
ertrag (Absatz 1 Satz 3) 50 000 
Deutsche Mark nicht übersteigt. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewer-
beertrag betragen 

1. bei natürlichen Personen, bei Ge-
sellschaften im Sinn des § 2 
Abs. 2 Ziff. 1 und bei Kapitalge-
sellschaften im Sinn des § 19 
Abs. 1 Ziff. 2 des Körperschaft-
steuergesetzes 

für die ersten 
7200 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	0 v. H., 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	i v. H 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	2 v. H., 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	3 v. H., 

für die weiteren 
2400 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	4 v. H., 

für alle weiteren 
Beträge 	 5 v. H.; 
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für die ersten 
4800 Deutsche Mark 
des Gewerbeertrags 	0 v. H., 

für alle weiteren 
Beträge 	 5 v. H.; 

3. bei anderen 
Unternehmen 	5 v. H." 

b) In Absatz 4 werden die Worte „auf den 
gleichen Bruchteil wie bei der Körperschaft-
steuer" durch die Worte „auf ein Drittel" 
ersetzt. 

10. In § 12 Abs. 2 erhalten die Sätze i und 2 die 
folgende Fassung: 

„Dem Einheitswert des gewerblichen Betriebs 
werden die folgenden Beträge hinzugerechnet: 

1. die Verbindlichkeiten, die den Schuldzinsen, 
den Renten und dauernden Lasten und den 
Gewinnanteilen im Sinn des § 8 Ziff. 1 bis 3 
entsprechen, soweit sie bei der Feststellung 
des Einheitswerts abgezogen worden sind; 

2. die Werte (Teilwerte) der nicht in Grund-
besitz bestehenden Wirtschaftsgüter, die dem 
Betrieb dienen, aber im Eigentum eines Mit

-

unternehmers oder eines Dritten stehen, so-
weit sie nicht im Einheitswert des gewerb-
lichen Betriebs enthalten sind. Das gilt nicht, 
wenn die Wirtschaftsgüter zum Gewerbe-
kapital des Vermieters oder Verpächters ge-
hören, es sei denn, daß ein Betrieb oder ein 
Teilbetrieb vermietet oder verpachtet wird 
und die im Gewerbekapital des Vermieters 
oder Verpächters enthaltenen Werte (Teil-
werte) der überlassenen Wirtschaftsgüter 
des Betriebs (Teilbetrieb) 2,5 Millionen 
Deutsche Mark übersteigen." 

11. Hinter § 12 wird der folgende § 12 a eingefügt: 

„§ 12a 

Anwendung des § 9 Abs. 4 Ziffer 2 des 
Vermögensteuergesetzes 

Der auf Grund der Ermächtigung in § 9 Abs. 4 
Ziffer 2 des Vermögensteuergesetzes zugelas-
sene Ansatz niedrigerer Werte gilt auch für die 
Ermittlung des Gewerbekapitals." 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

2. bei anderen 
Unternehmen 	5 v. H." 

ai) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Bei Hausgewerbetreibenden und 
ihnen nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b und d 
des Heimarbeitsgesetzes vom 14. März 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 191) gleichgestellten 
Personen ermäßigen sich die Steuermeßzah-
len des Absatzes 2 Ziff. 1 auf die Hälfte. Das 
gleiche gilt für die nach § 1 Abs. 2 Buch-
stabe c des Heimarbeitsgesetzes gleichge-
stellten Personen, deren Gesamtumsatz im 
Erhebungszeitraum 50 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt."  

b) unverändert 

10. unverändert 

11. Hinter § 12 wird der folgende § 12 a eingefügt: 

„§ 12 a 

Anwendung des § 9 a des Vermögensteuer

-

gesetzes 

Der auf Grund der Ermächtigung in § 9 a des 
Vermögensteuergesetzes zugelassene Freibetrag 
ist bei der Ermittlung des Gewerbekapitals ab-
zusetzen." 
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12. In § 16 erhält Satz 1 die folgende Fassung: 

„Die Steuer wird auf Grund des einheitlichen 
Steuermeßbetrags (§ 14) nach dem Hebesatz 
festgesetzt und erhoben, der von der hebe-
berechtigten Gemeinde (§§ 4, 35 a) für das dem 
Erhebungszeitraum entsprechende Rechnungs-
jahr festgesetzt ist." 

13. § 17 a Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Der Beschluß über die Erhebung der Min-
deststeuer muß vor dem Ende des Erhebungs-
zeitraums gefaßt werden. Er kann bis zu die-
sem Zeitpunkt zurückgenommen oder geändert 
werden." 

14. In § 27 wird der folgende Absatz 3 angefügt: 

„(3) Hat das Finanzamt erst nach Ablauf des 
Rechnungsjahrs Beträge im Sinn des § 24 
Abs. 3 Ziff. 2 für die Ermittlung des Gewerbe-
ertrags dem Gewinn hinzugerechnet, so kann 
insoweit der Antrag auf Festsetzung des Steuer-
meßbetrags innerhalb der Rechtsmittelfrist für 
den Gewerbesteuermeßbescheid gestellt werden, 
der die Hinzurechnungen erstmals enthält." 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

12. unverändert 

13. unverändert 

13a. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Bei Hausgewerbetreibenden und ihnen 
nach § 1 Abs. 2 Buchstaben b und d des Heim-
arbeitsgesetzes vom 14. März 1951 (Bundes-
gesetzbl. I S. 191) gleichgestellten Personen 
ermäßigt sich die Steuermeßzahl auf die 
Hälfte. Das gleiche gilt für die nach § 1 
Abs. 2 Buchstabe c des Heimarbeitsgesetzes 
gleichgestellten Personen, deren Gesamtum-
satz in dem dem Rechnungsjahr unmittelbar 
vorangegangenen Kalenderjahr 50 000 Deut-
sche Mark nicht überstiegen hat." 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 4 und 5. 

14. unverändert 

15. Abschnitt V erhält die Überschrift „Gewerbe-
steuer der Reisegewerbebetriebe". 

§ 35 a wird wie folgt geändert: 

1. Es werden ersetzt: 

a) in Absatz 1 das Wort „Wandergewerbe-
betriebe" durch das Wort „Reisegewerbe-
betriebe", 

b) in Absatz 2 Satz 2 das Wort „Wan-
dergewerbe" durch das Wort „Reise-
gewerbe"; 
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Artikel 6 

(1) Die Vorschriften des Artikels 5 Ziff. 1 bis 3, 
5 bis 10 und 12 bis 14 sind vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 erstmals für den Erhebungszeitraum 1961 
anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des Artikels 5 Ziff. 12 und 13 
sind im Land Baden-Württemberg erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1962 anzuwenden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Bewertung 

Artikel 7 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober• 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung vermögensteuerrechtlicher 
Vorschriften vom 24. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 538), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

2. Absatz 2 Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Reisegewerbebetrieb im Sinn dieses Ge

-

gesetzes ist ein Gewerbebetrieb, dessen In-
haber nach den Vorschriften der Gewerbe-
ordnung und den Ausführungsbestimmungen 
dazu entweder einer Reisegewerbekarte be-
darf oder von der Reisegewerbekarte ledig-
lich deshalb befreit ist, weil er einen Blinden-
waren-Vertriebsausweis (§ 55 a Abs. 1 Nr. 4 
der Gewerbeordnung) besitzt." 

16. § 35 c wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Buchstabe e wird der folgende Buch-
stabe f eingefügt: 

„f) nach denen bei Unternehmen, die Han-
delsschiffe im internationalen Verkehr 
betreiben, Schulden im Sinn des § 8 
Ziff. 1, die zur Finanzierung, der Her-
stellung, des Umbaus oder des Erwerbs 
von solchen Handelsschiffen aufgenom-
men worden sind, sowie Zinsen für diese 
Schulden bei der Ermittlung des Gewerbe-
ertrags und des Gewerbekapitals für die 
Erhebungszeiträume 1961 bis 1963 nur 
zum Teil, mindestens jedoch mit 30 vom 
Hundert, hinzuzurechnen sind." 

c) Die bisherigen Buchstaben f und g werden 
Buchstaben g und h. 

Artikel 6 
(1) Die Vorschriften des Artikels 5 Ziff. 1 bis 3, 

5 bis 10 und 12 bis 15 sind vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 erstmals für den Erhebungszeitraum 1961 
anzuwenden. 

(2) unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 

Bewertung 

Artikel 7 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung vermögensteuerrechtlicher 
Vorschriften vom 24. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 538), wird wie folgt geändert und ergänzt: 
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1. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden ersetzt 

aa) in Satz 1 die Worte „der eingezahlten 
Prämien oder Kapitalbeiträge" durch die 
Worte „der in Deutscher Mark oder in 
einer ausländischen Währung eingezahl-
ten Prämien oder Kapitalbeiträge" und 

bb) in Satz 3 die Worte „den Versicherungs-
schein" durch die Worte „die Ansprüche 
aus dem Versicherungsvertrag". 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

2. In § 21 Abs. 1 werden im vorletzten Satz die 
Worte „Durch Rechtsverordnung kann bestimmt 
werden" durch die Worte „Die Bundesregierung 
kann mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung bestimmen" ersetzt. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

1. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden ersetzt 

aa) unverändert 

bb) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Rückkaufswert ist der Betrag, den das 
Versicherungsunternehmen dem Versiche-
rungsnehmer im Falle der vorzeitigen 
Aufhebung des Vertragsverhältnisses zu 
erstatten hat." 

c) unverändert 

2. unverändert 

2a. a) In § 22 Abs. 1 Ziff. 1 Satz 2 wird die Zahl 
„1000" durch die Zahl „500" ersetzt. 

b) Hinter § 62 wird folgender § 62 a eingefügt: 

„§ 62 a 

(1) Eine Pensionsverpflichtung gegenüber 
einer Person, bei der der Versorgungsfall 
noch nicht eingetreten ist (Pensionsanwart-
schaft), kann bei der Ermittlung des Einheits-
wertes des gewerblichen Betriebs abgezogen 
werden, wenn die Pensionsanwartschaft auf 
einer vertraglichen Pensionsverpflichtung be-
ruht oder sich aus einer Betriebsvereinba-
rung, einem Tarifvertrag oder einer Besol-
dungsordnung ergibt. Eine auf betrieblicher 
Übung oder dem Grundsatz der Gleich-
behandlung beruhende Pensionsverpflichtung 
gilt nicht als vertragliche Verpflichtung im 
Sinne des Satzes 1. 

(2) Die Pensionsverpflichtung darf nur bis 
zur Höhe des Betrags abgezogen werden, der 
bei einem Alter des Anwärters am Bewer-
tungsstichtag 

1. von mehr als 30 bis zu 38 Jahren 
das 0,5-f ache  

2. von mehr als 38 bis zu 43 Jahren 
das 1 -f ache  

3. von mehr als 43 bis zu 47 Jahren 
das 1,5-fache 

4. von mehr als 47 bis zu 50 Jahren 
das 2 -fache 

5. von mehr als 50 bis zu 53 Jahren 
das 3 -f ache  

6. von mehr als 53 bis zu 56 Jahren 
das 4 -f ache  
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3. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Ziffer 5 werden die Sätze 2 bis 4 durch 
den folgenden Satz ersetzt: 

„Nicht zum sonstigen Vermögen gehören 

a) Originale und Vervielfältigungsstücke 
von Werken der Literatur und Kunst, 

b) Urheberrechte an solchen Werken, 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

7. von mehr als 56 bis zu 58 Jahren 
das 5 -fache 

8. von mehr als 58 bis zu 60 Jahren 
das 6 -f ache  

9. von mehr als 60 bis zu 62 Jahren 
das 7 -f ache  

10. von mehr als 62 bis zu 63 Jahren 
das 8 -f ache  

11. von mehr als 63 bis zu 64 Jahren 
das 9 -f ache  

12. von mehr als 64 Jahren 
das 10 -fache 

der Jahresrente beträgt, die bis zur Voll-
endung des 65. Lebensjahres (Beginn der vor-
gesehenen Pensionszahlung) nach Maßgabe 
des Versorgungsversprechens erworben wer-
den kann. Ist für den Beginn der Pensions-
zahlung ein anderes Alter als 65 Jahre vor-
gesehen, so ist für jedes Jahr der Abwei-
chung nach unten ein Zuschlag von 10 vom 
Hundert und für jedes Jahr der Abweichung 
nach oben ein Abschlag von 5 vom Hundert 
auf den Vervielfältiger zu machen. 

(3) Die Vervielfältiger in Absatz 2 sind zu 
kürzen 

a) wenn eine Invalidenrente nicht oder 
nur bei Unfall zugesagt ist, um 40 
vom Hundert, 

b) wenn eine Hinterbliebenenrente 
nicht zugesagt ist, um 30 vom 
Hundert, 

c) wenn nur eine Invalidenrente zu-
gesagt ist, um 50 vom Hundert und 

d) wenn nur eine Hinterbliebenenrente 
zugesagt ist, um 60 vom Hundert. 

(4) Anwartschaften auf Hinterbliebenen

-

versorgung von Pensionären werden mit 30 
vom Hundert des Betrags abgezogen, der sich 
für den Rentenanspruch des Berechtigten nach 
§ 16 Abs. 2 ergibt. 

(5) Ist an Stelle von Pensionsleistungen 
eine einmalige Kapitalleistung zugesagt, so 
gelten 10 vom Hundert der Kapitalleistung 
als Jahreswert im Sinne des Absatzes 2." 

3. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

Doppelbuchstabe aa entfällt 
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c) nichtgeschützte Erfindungen, 

wenn sie dem Urheber oder Erfinder oder 
im Falle seines Todes seiner Ehefrau 
oder seinen Kindern zustehen und nicht 
auf bestimmte oder unbestimmte Zeit zur 
Ausnutzung einem Dritten gegen die Ver-
pflichtung zur einmaligen oder wieder-
holten Zahlung fester, oder, soweit es 
sich um nichtgeschützte Erfindungen han-
delt, auch veränderlicher Beträge über-
lassen sind;". 

bb) In Ziffer 6 wird der Satz 2 durch den fol-
genden Satz ersetzt: 

„Nicht zum sonstigen Vermögen gehören 
jedoch 

a) Rentenversicherungen, die mit Rück-
sicht auf ein Arbeits- oder Dienstver-
hältnis abgeschlossen worden sind, 

b) Rentenversicherungen, bei denen die 
Ansprüche erst fällig werden, wenn 
der Berechtigte das sechzigste Lebens-
jahr vollendet hat  oder erwerbsunfä-
hig ist und 

c) alle übrigen Lebens-, Kapital- und 
Rentenversicherungen, soweit ihr 
Wert (§ 14 Abs. 4) insgesamt 10 000 
Deutsche Mark nicht übersteigt." 

cc) In Ziffer 11 wird die Zahl „10 000" durch 
die Zahl „20 000" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Zahl „5000" durch die 
Zahl „10 000" ersetzt. 

c) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Im Falle einer Zusammenveranlagung 
nach § 11 Abs. 1 oder 2 des Vermögensteuer-
gesetzes erhöhen sich die Freibeträge und 
Freigrenzen nach den Absätzen 1 und 2 auf 
den 'doppelten Betrag." 

4. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer t werden  hinter  den Worten „und 
Pensionskassen" die Worte „sowie Ansprüche 
auf Renten und ähnliche Bezüge" eingefügt. 

b) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. Ansprüche aus der Sozialversicherung, 
der Arbeitslosenversicherung und einer 
'sonstigen Kranken- oder Unfallversiche-
rung;". 

c) Ziffer 3 erhält die folgende Fassung: 

„3. fällige Ansprüche auf Renten aus Ren-
tenversicherungen, wenn der Versiche-
rungsnehmer das sechzigste Lebensjahr 
vollendet hat oder voraussichtlich für 
mindestens drei Jahre erwerbsunfähig ist. 
Soll nach dem Versicherungsvertrag für 
den Fall des Todes des Versicherungs-
nehmers die Rente an dritte Personen 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

bb) unverändert 

cc) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

4. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

d) unverändert 

e) Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. fällige Ansprüche auf Renten aus Ren-
tenversicherungen, wenn der Versiche-
rungsnehmer das sechzigste Lebensjahr 
vollendet hat oder voraussichtlich für 
mindestens drei Jahre erwerbsunfähig ist. 
Soll nach ,dem Versicherungsvertrag für 
den Fall des Todes des Versicherungs-
nehmers die Rente an dritte Personen 
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weitergezahlt werden, so gehören die 
Ansprüche nur dann nicht zum sonstigen 
Vermögen, wenn keine weiteren Perso-
nen anspruchsberechtigt sind als die Ehe-
frau des Versicherungsnehmers und seine 
Kinder, solange die Kinder noch nicht 
das achtzehnte oder, falls sie sich in der 
Berufsausbildung befinden, noch nicht das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet 
haben. In diesem Falle gehören nach dem 
Tode des Versicherungsnehmers die An-
sprüche audi bei ,der Ehefrau und den 
Kindern nicht zum sonstigen Vermögen;". 

5. § 69 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
in den Fällen der Absätze 1 und 2 einen Stichtag 
bestimmen, der vom 31. Dezember abweicht." 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

gezahlt werden, so gehören die An-
sprüche nur dann nicht zum sonstigen 
Vermögen, wenn keine weiteren Perso-
nen anspruchsberechtigt sind als die Ehe-
frau des Versicherungsnehmers und seine 
Kinder, solange die Kinder noch nicht 
,das achtzehnte oder, falls sie sich in der 
Berufsausbildung befinden, noch nicht das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet 
haben. In diesem Falle gehören nach dem 
Tode des Versicherungsnehmers die An-
sprüche auch bei der  Ehefrau und den 
Kindern nicht zum sonstigen Vermögen; 
wird eine durch Tod des Versicherungs-
nehmers fällige Kapitalversicherungs-
summe als Einmalbeitrag zu einer sofort 
beginnenden Rentenversicherung für die 
Ehefrau und die in Satz 2 bezeichneten 
Kinder verwendet, so gehören auch die 
Ansprüche aus dieser Rentenversiche-
rung bei der Ehefrau und den Kindern 
nicht zum sonstigen Vermögen;". 

5. § 69 Abs. 2 und 3 erhalten die folgende Fassung: 

„(2) Für die Bewertung von Wertpapieren, An-
teilen oder Genußscheinen, die nach dem in Ab-
satz 1 Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt ausgegeben 
sind, ist bei Neuveranlagungen und Nachver-
anlagungen Stichtag der 31. Dezember des Jahres 
der Ausgabe. Im Falle einer Kapitaländerung ist 
bei Neuveranlagungen und Nachveranlagungen 
Stichtag der 31. Dezember des Jahres der Kapi-
taländerung. 

(3) unverändert 

Artikel 7a 

Ermächtigung 
Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des 

Bundesrates durch Rechtsverordnung zulassen, daß 
eine Rückstellung für Pensionsanwartschaften bei 
der Ermittlung der Einheitswerte der gewerblichen 
Betriebe auf die Feststellungszeitpunkte 1. Januar 
1960 und 1. Januar 1961 auch bei gewerblichen Be-
trieben mit weniger als 100 rechtsverbindlichen 
Pensionszusagen in der gleichen Weise abgezogen 
werden kann, wie dies nach dem für die Feststel-
lungszeitpunkte 1. Januar 1960 und 1. Januar 1961 
maßgebenden Rechtszustand bei gewerblichen Be-
trieben mit mindestens 100 rechtsverbindlichen Pen-
sionszusagen zulässig ist. 
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Artikel 8 

Die Vorschriften des Artikels 7 Ziff. 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstaben bb und cc sowie Buchstaben b 
und c und Ziff. 4 sind erstmals bei der Vermögen-
steuer-Hauptveranlagung 1960 anzuwenden. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Vermögensteuer 

Artikel 9 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung vom 
10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137) und in der 
Fassung des Artikels 9 des Gesetzes zur Änderung 
steuerrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 848) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 1 erhält die folgende Fassung: 

„1. die Deutsche Bundesbank, die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau, die Deutsche Ren-
tenbank, die Deutsche Rentenbank-Kredit-
anstalt, die Lastenausgleichsbank (Bank 
für Vertriebene und Geschädigte), die 
Deutsche Landesrentenbank, die Deuts che 
Siedlungsbank, die Landwirtschaftliche 
Rentenbank und der Deutsche Genossen-
schaftskasse;". 

f) Ziffer 7 erhält die folgende Fassung: 

„7. rechtsfähige Pensions-, Witwen-, Wai-
sen-, Sterbe-, Kranken-, Unterstützungs-
kassen und sonstige rechtsfähige Hilfs-
kassen für Fälle der Not oder Arbeits-
losigkeit, 

a) wenn sich die Kasse beschränkt 

aa) auf Zugehörige oder frühere Zu-
gehörige einzelner oder mehrerer 
wirtschaftli cher Geschäftsbetriebe 
oder 

bb) auf Zugehörige oder frühere Zu-
gehörige der Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege (Arbei-
terwohlfahrt-Hauptausschuß, In-
nere Mission und Hilfswerk der 
Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, Deutscher Caritasverband, 
Deutscher Paritätischer Wahl-
fahrtsverband, Deutsches Rotes 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 8 

unverändert 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Vermögensteuer 

Artikel 9 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung vom 
10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137) und in der 
Fassung des Artikels 9 des Gesetzes zur Änderung 
steuerrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 848) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Vor 1. In § 1 Abs. 1 Ziff. 2 wird der folgende Buch

-

stabe g eingefügt: 

„g) Gewerbebetriebe im Sinne des Gewerbe-
steuergesetzes von juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, soweit sie nicht be-
reits unter den Buchstaben f fallen," 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

a 1) Ziffer 3 wird gestrichen 

b) unverändert 
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Kreuz und Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland) ein-
schließlich ihrer Untergliederun-
gen, Einrichtungen und Anstalten 
und sonstiger gemeinnütziger 
Wohlfahrtsverbände, und 

b) wenn sichergestellt ist, daß der Be-
trieb der Kasse nach dem Geschäfts-
plan und nach Art und Höhe der Lei-
stungen eine soziale Einrichtung dar-
stellt;". 

c) In Ziffer 9 werden die Worte „Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und Aktiengesell-
schaften" durch die Worte „Körperschaften 
oder Personenvereinigungen" ersetzt. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

bi) Ziffer 8 erhält die folgende Fassung: 
„8. Berufsverbände ohne öffentlich-recht-

lichen Charakter, deren Zweck nicht auf 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
gerichtet ist. Unterhalten sie einen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb, der dem 
Verbandszweck dient, so sind sie inso-
weit steuerpflichtig. Dient ein wirtschaft-
licher Geschäftsbetrieb nicht dem Ver-
bandszweck, so ist der Berufsverband 
steuerpflichtig." 

c) unverändert 

la. Hinter § 3 wird der folgende § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Befreiung bestimmter Unternehmen im Eigentum 
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

Von der Vermögensteuer sind bis auf weite-
res befreit, soweit sich nicht bereits eine Be-
freiung nach § 3 ergibt: 

1. Verkehrsbetriebe, Hafenbetriebe und Flug-
hafenbetriebe des Bundes, eines Landes, 
einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes 
oder eines Zweckverbandes sowie Unter-
nehmen dieser Art, deren Anteile aus-
schließlich dem Bund, einem Land, einer 
Gemeinde, einem Gemeindeverband oder 
einem Zweckverband gehören und deren 
Erträge ausschließlich diesen Körperschaf-
ten zufließen. Sonstige Unternehmen dieser 
Art, die sich nicht ausschließlich im Eigen-
tum von juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts befinden, sind von der Ver-
mögensteuer befreit, soweit ihr Vermögen 
dazu bestimmt ist, unter der Auflage 
der Beförderungspflicht (Kontrahierungs-
pflicht), der Betriebspflicht und des Tarif-
zwanges dem öffentlichen Verkehr zu die-
nen; 

2. Unternehmen, die durch Staatsverträge 
verpflichtet sind, die Erträge ihres Vermö-
gens zur Aufbringung der Mittel für die 
Errichtung von Bundeswasserstraßen zu 
verwenden, solange das Vermögen der 
Unternehmen ausschließlich diesem Zweck 
dient; 
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2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Ziffern 1 und 2 wird jeweils die 
Zahl „10 000" durch die Zahl „20 000" er-
setzt. 

bb) In Ziffer 3 werden die Sätze 1 bis 4 durch 
die folgenden Sätze ersetzt: 

„ 10 000 Deutsche Mark für jedes Kind, 
das das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. Kinder im Sinn dieses Ge-
setzes sind eheliche Kinder, eheliche 
Stiefkinder, für ehelich erklärte Kinder, 
Adoptivkinder, uneheliche Kinder (jedoch 
nur im Verhältnis zur leiblichen Mutter) 
und Pflegekinder. Der Freibetrag wird 
auf Antrag gewährt für Kinder des 
Steuerpflichtigen, die das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet haben, wenn sie im 
wesentlichen auf seine Kosten unterhal-
ten und für einen Beruf ausgebildet wer-
den. Ist die Berufsausbildung durch die 
Einberufung zum Wehrdienst oder zum 
zivilen Ersatzdienst unterbrochen wor

-

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

3. Betriebe des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder 
eines Zweckverbandes mit dem Vermögen, 
das der öffentlichen Versorgung mit Wasser, 
Gas, Strom und Wärme dient. Das gleiche 
gilt für Unternehmen dieser Art, deren An-
teile ausschließlich dem Bund, einem Land, 
einer Gemeinde, einem Gemeindeverband 
oder einem Zweckverband gehören und 
deren Erträge ausschließlich diesen Körper-
schaften zufließen; 

4. öffentlich-rechtliche Versicherungs- und 
Versorgungseinrichtungen von Berufsgrup-
pen, deren Angehörige auf Grund einer 
durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz 
beruhenden Verpflichtung Mitglieder die-
ser Einrichtung sind; 

5. öffentlich-rechtliche Feuer- und ähnliche 
Versicherungsanstalten, die mit privaten 
Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art 
nicht in Wettbewerb stehen; 

6. Einrichtungen, die unmittelbar dem Unter-
richts-, Erziehungs- und Bildungswesen, der 
körperlichen Ertüchtigung, der Kranken, 
Gesundheits-, Wohlfahrts- und Jugend-
pflege dienen, ohne Rücksicht auf die 
Rechtsform, in der sie bestehen, wenn sie 
gehören 

a) dem Bund, einem Land, einer Gemeinde, 
einem Gemeindeverband, einem Zweck-
verband oder Sozialversicherungsträ-
gern, 

b) den Kirchen und Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts sowie ihren Ein-
richtungen." 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) In Ziffer 3 werden die Sätze 1 bis 4 durch 
die folgenden Sätze ersetzt: 

„20 000 Deutsche Mark für jedes Kind, 
das das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. Kinder im Sinn dieses Ge-
setzes sind eheliche Kinder, eheliche 
Stiefkinder, für ehelich erklärte Kinder, 
Adoptivkinder, uneheliche Kinder (jedoch 
nur im Verhältnis zur leiblichen Mutter) 
und Pflegekinder. Der Freibetrag wird 
auf Antrag gewährt für Kinder des 
Steuerpflichtigen, die das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet haben, wenn sie 
überwiegend auf seine Kosten unterhal-
ten und für einen Beruf ausgebildet wer-
den. Ist die Berufsausbildung durch die 
Einberufung zum Wehrdienst oder zum 
zivilen Ersatzdienst unterbrochen wor- 
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den, so wird der Freibetrag auch wäh-
rend der Zeit des Wehrdienstes oder des 
zivilen Ersatzdienstes weitergewährt. 
Haben die Kinder das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet, so wird der Frei-
betrag nur gewährt, wenn der Abschluß 
der Berufsausbildung durch Umstände 
verzögert worden ist, die weder der 
Steuerpflichtige noch die Kinder zu ver-
treten haben. Als ein solcher Umstand 
ist stets die Ableistung des Wehrdienstes 
oder des zivilen Ersatzdienstes anzu-
sehen." 

b) Die Absätze 2 und 3 werden durch den fol-
genden Absatz 2 ersetzt: 

„ (2) Weitere 5000 Deutsche Mark sind 
steuerfrei, wenn 

1. der Steuerpflichtige das sechzigste 
Lebensjahr vollendet hat oder vor-
aussichtlich für mindestens drei 
Jahre erwerbsunfähig ist und 

2. das Gesamtvermögen (§ 4) nicht 
mehr als 100 000 Deutsche Mark be-
trägt. 

Werden Ehegatten zusammen veranlagt (§ 11 
Abs. 1), so wird der Freibetrag gewährt, wenn 
bei einem der Ehegatten die Voraussetzungen 
der Ziffer 1 gegeben sind und das Gesamtver-
mögen (§ 4) nicht mehr als 200 000 Deutsche 
Mark beträgt. Der Freibetrag erhöht sich auf 
10 000 Deutsche Mark, wenn bei beiden Ehe-
gatten die Voraussetzungen der Ziffer 1 ge-
geben sind und das Gesamtvermögen nicht 
mehr als 200 000 Deutsche Mark beträgt." 

c) Der folgende neue Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Der Freibetrag nach Absatz 2 erhöht 
sich auf 25 000 Deutsche Mark, wenn 

1. der Steuerpflichtige das fünfund-
sechzigste Lebensjahr vollendet hat 
oder voraussichtlich für mindestens 
drei Jahre erwerbsunfähig ist und 

2. das Gesamtvermögen (§ 4) nicht 
mehr als 100 000 Deutsche Mark be-
trägt und 

3. die Ansprüche des Steuerpflichtigen 
nach § 68 Ziff. 1 bis 4 und 6 a des 
Bewertungsgesetzes 	insgesamt 
einen Jahreswert von 3600 Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 

Werden Ehegatten zusammen veranlagt (§ 11 
Abs. 1), so wird der Freibetrag gewährt, wenn 
bei einem der Ehegatten die Voraussetzungen 
der Ziffer 1 gegeben sind, das Gesamtver-
mögen nicht mehr als 200 000 Deutsche Mark 
beträgt und die Ansprüche dieses Ehegatten 
nach § 68 Ziff. 1 bis 4 und 6 a des Bewer-
tungsgesetzes einen Jahreswert von insge-
samt 3600 Deutsche Mark nicht übersteigen. 
Der Freibetrag erhöht sich auf 50 000 Deut

-
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den, so wird der Freibetrag auch wäh-
rend der Zeit des Wehrdienstes oder des 
zivilen Ersatzdienstes weitergewährt. 
Haben die Kinder das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet, so wird der Frei-
betrag nur gewährt, wenn der Abschluß 
der Berufsausbildung durch Umstände 
verzögert worden ist, die weder der 
Steuerpflichtige noch die Kinder zu ver-
treten haben. Als ein solcher Umstand 
ist stets die Ableistung des Wehrdienstes 
oder des zivilen Ersatzdienstes anzu-
sehen." 

b) unverändert 

c) unverändert 
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sehe Mark, wenn bei beiden Ehegatten die 
Voraussetzungen der Ziffer 1 gegeben sind, 
das Gesamtvermögen nicht mehr als 200 000 
Deutsche Mark beträgt und die Ansprüche 
nach § 68 Ziff. 1 bis 4 und 6 a des Bewer-
tungsgesetzes einen Jahreswert von insge-
samt 7200 Deutsche Mark nicht übersteigen." 

3. § 9 erhält die folgende Fassung: 

„§ 9 

Anrechnung ausländischer Vermögensteuer 

(1) Gehört zum Gesamtvermögen Auslands-
vermögen, das in einem ausländischen Staat zu 
einer der deutschen Vermögensteuer entspre-
chenden Steuer herangezogen wird, so ist diese 
auf die deutsche Vermögensteuer anzurechnen. 
Anrechenbar ist die ausländische Steuer, die für 
das Kalenderjahr festgesetzt und gezahlt wird, 
das mit dem jeweiligen Veranlagungszeitpunkt 
beginnt. Sie ist höchstens mit dem Betrag an-
rechenbar, der sich ergibt, wenn die veranlagte 
deutsche Vermögensteuer im Verhältnis des 
Wertes des auf den ausländischen Staat entfal-
lenden steuerpflichtigen Auslandsvermögens 
zum Wert des Gesamtvermögens aufgeteilt wird. 

(2) Als Auslandsvermögen im Sinn des Ab-
satzes 1 gelten alle Wirtschaftsgüter der in § 77 
Abs. 2 des Bewertungsgesetzes bezeichneten Art, 
die auf einen ausländischen Staat entfallen, 
unter Berücksichtigung der nach § 77 Abs. 3 des 
Bewertungsgesetzes abzugsfähigen Schulden und 
Lasten. 

(3) Eine Neuveranlagung ist durchzuführen, 
wenn sich der anrechenbare Betrag dadurch 
ändert, daß ausländische Steuern erstmals erho-
ben, geändert oder nicht mehr erhoben werden. 
Vorbehaltlich des § 13 Abs. 1 werden bei dieser 
Neuveranlagung nur die Änderungen berück-
sichtigt, die sich bei dem anrechenbaren Betrag 
ergeben. Eine Berichtigungsveranlagung ist 
durchzuführen, wenn sich nach Erteilung des 
Steuerbescheides der anrechenbare Betrag da-
durch ändert, daß ausländische Steuern nach-
träglich erhoben, berichtigt oder zurückgezahlt 
werden. 

(4) Die obersten Finanzbehörden der Länder 
können auf Antrag 

1. die auf Auslandsvermögen entfallende 
deutsche Vermögensteuer ganz oder 
teilweise erlassen oder in einem 
Pauschbetrag festsetzen, wenn dies aus 
volkswirtschaftlichen Gründen zweck-
mäßig ist oder die Anwendung des 
Absatzes 1 besonders schwierig sein 
würde, und 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

3. § 9 erhält die folgende Fassung: 

„§ 9 

Steuerermäßigung bei Auslandsvermögen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die obersten Finanzbehörden der Länder 
können auf Antrag die auf Auslandsvermögen 
entfallende deutsche Vermögensteuer ganz oder 
teilweise erlassen oder in einem Pauschbetrag 
festsetzen, wenn dies aus volkswirtschaftlichen 
Gründen zweckmäßig ist oder die Anwendung 
des Absatzes 1 besonders schwierig sein würde." 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache 2706 

Entwurf 

2. bei Steuerpflichtigen, die den Gewinn 
auf Grund ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ermitteln und besonders förde-
rungswürdige Entwicklungshilfe durch 
Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
leisten, zur Erleichterung dieser Ent-
wicklungshilfe und zur Minderung des 
Wagnisses zulassen, daß in der Ver-
mögensaufstellung abweichend von den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes 
niedrigere Werte dafür angesetzt wer-
den. Die Vorschriften des § 34 d Abs 2 
und 3 Satz 1 des Einkommensteuerge-
setzes sind entsprechend anzuwenden." 

4. § 12 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Die allgemeine Veranlagung der Ver-
mögensteuer (Hauptveranlagung) wird für drei 
Kalenderjahre vorgenommen. Der Zeitraum, für 
den die Hauptveranlagung gilt, ist der Haupt-
veranlagungszeitraum. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung aus Gründen der Ver-
waltungsvereinfachung den Hauptveranlagungs-
zeitraum um ein Jahr zu verkürzen oder zu ver-
längern." 

5. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 1 Satz 1 werden die Worte „wenn 
der Wert" du rch die Worte „wenn der nach 
§ 4 Abs. 2 abgerundete Wert" und die Worte 
„von dem Wert" durch die Worte „von dem 
nach § 4 Abs. 2 abgerundeten Wert" ersetzt. 

f) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 
„2. wenn sich die Verhältnisse für die Ge-

währung von Freibeträgen oder für die 
Haushaltsbesteuerung ändern; eine neue 
Ermittlung des Gesamtvermögens wird 
nur vorgenommen, wenn die Wertgren-
zen der Ziffer 1 überschritten sind." 
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3a. Hinter § 9 wird der folgende § 9 a eingefügt: 

„§ 9 a 

Freibetrag für Kapitalanlagen in Entwick

-

lungsländern 

Die obersten Finanzbehörden der Länder kön-
nen auf Antrag zulassen, daß Steuerpflichtige, 
die nach dem 31. Dezember 1960 besonders för-
derungswürdige Entwicklungshilfe durch Kapi-
talanlagen in Entwicklungsländern leisten, für 
einen zu bestimmenden Zeitraum bei der Ermitt-
lung des Gesamtvermögens (Inlandsvermögen) 
einen Freibetrag bis zur Höhe der nach § 34 d 
des Einkommensteuergesetzes zulässigen Rück-
lage absetzen." 

3b. In § 10 Abs. 1 werden die Worte „mit Zu-
stimmung des Bundesministers der Finanzen" 
ersatzlos gestrichen. 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. § 14 a erhält die folgende Fassung: 

„§ 14 a 

Anzeigepflicht 

(1) Dem Finanzamt haben Anzeige zu erstat-
ten 

1. unbeschränkt steuerpflichtige natürliche 
Personen, wenn ihr Gesamtvermögen 
höher wird als die Summe der Frei-
beträge, 

2. unbeschränkt steuerpflichtige nicht na-
türliche Personen, wenn ihr Gesamt-
vermögen höher wird als 10 000 Deut-
sche Mark, 

3. beschränkt steuerpflichtige natürliche 
und nicht natürliche Personen, wenn ihr 
Inlandsvermögen erstmals mindestens 
3000 Deutsche Mark beträgt. 

(2) Die Anzeige ist spätestens am 30. Juni 
des Kalenderjahres einzureichen, das auf die 
Vermögenserhöhung oder den Vermögenser-
werb folgt." 

7. § 17 erhält die folgende Fassung: 

„§ 17 

Vorauszahlungen 

(1) Der Steuerpflichtige hat, solange die Jah-
ressteuerschuld noch nicht bekanntgegeben wor-
den ist, am 10. Februar, 10 Mai, 10. August und 
10. November Vorauszahlungen zu entrichten. 
§ 16 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Vorauszahlungen betragen ein Vier-
tel der zuletzt festgesetzten Jahressteuerschuld. 
Das Finanzamt kann die Vorauszahlungen der 
Steuer anpassen, die sich für das Kalenderjahr 
voraussichtlich ergeben wird." 

8. Der V. Teil erhält statt der Überschrift „Über-
gangs- und Schlußvorschriften" die Überschrift 
„Ermächtigungsvorschriften". 

9. An die Stelle der §§ 21 bis 23 tritt der folgende 
§ 21: 

„§ 21 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes 
Rechtsverordnungen über die Ver-
anlagung und über die Entrichtung der 
Steuer der beschränkt Steuerpflichtigen 
durch Steuerabzug erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit 
bei der Besteuerung, zur Beseitigung 
von Unbilligkeiten in Härtefällen oder 
zur Vereinfachung des Besteuerungs-
verfahrens erforderlich ist;  

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. An die Stelle der §§ 21 bis 23 tritt der folgende 
§ 21: 

„§ 21 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zustim-
mung des Bundesrates 

1. unverändert 
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2. a) durch Rechtsverordnung kleinere 
Versicherungsvereine auf Gegen-
seitigkeit im Sinn des § 53 des Ge-
setzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunterneh-
men und Bausparkassen vom 6. Juni 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 315), zu-
letzt geändert durch das Gesetz 
vom 28. Februar 1955 (Bundes

-

gesetzbl. I S. 85), bei denen ent-
weder die Beitragseinnahmen eine 
geringe Höhe nicht übersteigen oder 
der Betrieb nach dem Geschäftsplan 
und nach Art und Höhe der Lei-
stungen eine soziale Einrichtung im 
Sinn des § 3 Abs. 1 Ziff. 7 Buch-
stabe b darstellt, von der Vermö-
gensteuer freistellen, 

b) durch Rechtsverordnung zur Ver-
besserung der Ertragslage kleinerer 
land- und forstwirtschaftlicher Be-
triebe land- und forstwirtschaft-
liche Nutzungs- und Verwertungs-
genossenschaften, deren Geschäfts-
betrieb sich auf den Kreis der Mit-
glieder beschränkt, von der Vermö-
gensteuer freistellen; die Befreiung 
kann davon abhängig gemacht wer-
den, daß die Nutzung, Bearbeitung 
oder Verwertung im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft liegt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er

-

mächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und der 
zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungsver

-

ordnungen in der jeweils geltenden Fassung mit 
neuem Datum, unter neuer Überschrift und in 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei

-

tigen." 

Artikel 10 
Die Vorschriften des Artikels 9 Ziff. 2 sind erst-

mals bei der Hauptveranlagung 1960 anzuwenden. 
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2. a) unverändert 

b) unverändert 

c) durch Rechtsverordnung die wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe ab-
grenzen, die dem Verbandszweck 
eines Berufsverbandes im Sinn des 
§ 3 Abs. 1 Ziff. 8 dienen; 

(2) unverändert 

Artikel 10 
unverändert 
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NACH FÜNFTER ABSCHNITT 

Steuerrechtliche Maßnahmen 
bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell

-

schaftsmitteln und bei Überlassung von eigenen 
Aktien an Arbeitnehmer 

Artikel 10a 
Das Gesetz über steuerrechtliche Maßnahmen bei 

Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 
und bei Überlassung von eigenen Aktien an Arbeit-
nehmer vom 30. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 834) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Hinter § 3 wird der folgende § 3 a eingefügt: 

„§ 3a 

Vermögensteuerliche Bewertung 

In den Fällen des § 1 ist der vermögensteuer-
liche Wert der Anteilsrechte auf den nach § 69 
Abs. 2 des Bewertungsgesetzes maßgebenden 
Stichtag in der Weise zu ermitteln, daß der vor 
der Erhöhung des Nennkapitals maßgebende 
vermögensteuerliche Wert der Anteilsrechte auf 
diese und auf die auf sie entfallenden neuen An-
teilsrechte nach dem Verhältnis der Nennbeträge 
verteilt wird." 

2. Hinter § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt: 

„§ 5a 

Anteilsrechte an ausländischen Gesellschaften 

(1) Die Vorschriften der §§ 1 und 3 sind auf 
den Erwerb von Anteilsrechten an einer aus-
ländischen Gesellschaft anzuwenden, wenn 

1. die ausländische Gesellschaft den in § 1 
bezeichneten Kapitalgesellschaften ver-
gleichbar ist und 

2. die Anteilsrechte den in § 1 bezeich-
neten neuen Anteilsrechten wirtschaft-
lich entsprechen und auf Maßnahmen 
der ausländischen Gesellschaft beruhen, 
die einer Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln im Sinn des § 1 ent-
sprechen. 

Der Erwerber der Anteilsrechte hat nachzu-
weisen, daß die Voraussetzungen der Nummern 1 
und 2 erfüllt sind. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist § 3 a ent-
sprechend anzuwenden. 

(3) § 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 sind anzu-
wenden, wenn in den Fällen des Absatzes 1 die 
ausländische Gesellschaft innerhalb von fünf 
Jahren nach dem Erwerb der Anteilsrechte Maß-
nahmen trifft, die den in § 5 Abs. i Satz 1 be-
zeichneten Maßnahmen vergleichbar sind." 
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3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Im letzten Satz werden die Worte „nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung" gestrichen. 

c) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

d) Es wird der folgende Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Vorschriften zur Durchführung 
des Absatzes 1 zu erlassen über 

1. die Festlegung der Aktien und die 
Art der Festlegung, 

2. die Begründung von Anzeigepflich-
ten zum Zwecke der Sicherung der 
Nachversteuerung, 

3. die Nachversteuerung mit einem 
Pauschsteuersatz, 

4. das Verfahren bei der Nachver-
steuerung." 

Artikel 10b  

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes über steuerrechtliche 
Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus 
Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung von eige-
nen Aktien an Arbeitnehmer unter Berücksichtigung 
der Vorschriften der Artikel 10 a und 10 c unter 
neuer Überschrift und in neuer Paragraphenfolge 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 10c 

Die Vorschriften des Artikels 10 a Ziff. i und 2 
sind erstmals auf die Fälle anzuwenden, in denen 
die Anteilsrechte nach dem 31. Dezember 1959 er-
worben worden sind. 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Steuersäumnisrecht 

Artikel 11 
An die Stelle des Steuersäumnisgesetzes vom 

24. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. r S. 1271) in der 
zur Zeit geltenden Fassung tritt das folgende Ge-
setz: 

„Steuersäumnisgesetz 
ERSTER TEIL 

Säumniszuschläge 

§ 1 

Verwirkung und Höhe des Säumniszuschlags 

(1) Wird eine Steuer nicht bis zum Ablauf des 
Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden angefan-
genen Monat ,der Säumnis ein Säumniszuschlag von 
eins vom Hundert des rückständigen Steuerbetrags 
verwirkt. Das gleiche gilt für zurückzuzahlende 
Steuervergütungen. 

(2) Absatz 1 findet  keine Anwendung, wenn 
Säumniszuschläge, Zinsen oder andere Geldleistun-
gen als Steuervergütungen oder Steuern, insbeson-
dere Zuschläge nach § 168 Abs. 2 der Reichsabga-
benordnung, Erzwingungsgelder, Sicherungsgelder, 
Geldstrafen oder Kosten, nicht rechtzeitig entrichtet 
werden. 

(3) Bei der Nachforderung von Steuern werden 
keine Säumniszuschläge für (die bis zur Nachforde-
rung verflossene Zeit erhoben. 

§2 

Berechnung des Säumniszuschlags 

Für die Berechnung des Säumniszuschlags wird der 
rückständige Steuerbetrag auf volle hundert Deut-
sche Mark nach unten abgerundet. Dabei werden 
mehrere Steuerbeträge nur dann zusammengerech-
net, wenn sie dieselbe Steuerart betreffen und an 
demselben Tag fällig geworden sind. 

§3 

Tag der Zahlung 

Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet worden 
ist, gilt 

1. bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungs-
mitteln an eine Steuerbehörde: 

der Tag des Eingangs; 

2. bei Überweisung auf ein Konto der Steuerbe-
hörde und bei Einzahlung mit Postanweisung: 

der Tag, an dem der Betrag der Steuerbe-
hörde gutgeschrieben wird. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

SECHSTER ABSCHNITT 

Steuersäumnisrecht 

Artikel 11 

An die Stelle des Steuersäumnisgesetzes vom 
24. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1271) in der 
zur Zeit geltenden Fassung tritt das folgende Ge-
setz: 

„Steuersäumnisgesetz 
ERSTER TEIL 

Säumniszuschläge 

§1 

Verwirkung und Höhe des Säumniszuschlags 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Bei der Nachforderung von Steuern werden 
keine Säumniszuschläge für die bis zur Fälligkeit 
der Nachforderung verflossene Zeit erhoben. 

§2 

unverändert 

§3 

Tag der Zahlung 

Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet worden 
ist, gilt 

1. unverändert 

2. bei Überweisung auf ein Konto der Steuerbe-
hörde und bei Einzahlung mit Zahlkarte oder 
Postanweisung: 

der Tag, an dem der Betrag der Steuer-
behörde gutgeschrieben wird. 
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ZWEITER TEIL 

Zinsen 

§4 

Verzinsliche Ansprüche 

Steueransprüche, Erstattungs- und Vergütungs-
ansprüche werden nur verzinst, wenn dies in Steuer-
gesetzen vorgeschrieben ist. 

§ 5 

Höhe und Berechnung der Zinsen 

(1) Die Zinsen betragen für jeden Monat einhalb 
vom Hundert. Sie sind von dem Tag an, an dem der 
Zinslauf beginnt, nur für volle Monate zu zahlen. 

(2) Für die Berechnung der Zinsen wird der zu 
verzinsende Betrag jeder Steuerart auf volle hun-
dert Deutsche Mark nach unten abgerundet. 

DRITTER TEIL 

Gemeinsame Vorschriften 

§6 

Rechtsnatur der Säumniszuschläge und der Zinsen; 
Haftung 

(1) Säumniszuschläge und Zinsen sind Neben-
leistungen der Steuer, zu der sie erhoben werden. 
Auf sie finden die für die Steuern geltenden Vor-
schriften entsprechende Anwendung. 

(2) Die Haftung für Steuern erstreckt sich jedoch 
nur dann auf Säumniszuschläge, wenn der Haftende 
die Steuern aus Mitteln, die seiner Verwaltung oder 
Verfügungsmacht unterlegen haben, nicht rechtzei-
tig entrichtet hat. 

§7 

Vollstreckung 

Eines Leistungsgebots wegen der Säumniszu-
schläge und Zinsen bedarf es nicht, wenn sie zu-
sammen mit der Steuer beigetrieben werden. 

VIERTER TEIL 

Ermächtigung 

§8 
(1) Der Bundesminister der Finanzen wird er-

mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zu bestimmen, daß 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

ZWEITER TEIL 

Zinsen 

§4 

Verzinsliche Ansprüche 

Steueransprüche, Erstattungs- und Vergütungs-
ansprüche sowie Ansprüche auf Rückzahlung hinter-
legter Gelder werden nur verzinst, wenn dies in 
Steuergesetzen vorgeschrieben ist. 

§5 

Höhe und Berechnung der Zinsen 

(1) Die Zinsen betragen für jeden Monat einhalb 
vom Hundert. Sie sind von dem Tag an,  an  dem der 
Zinslauf beginnt, nur für volle Monate zu zahlen; 
angefangene Monate bleiben außer Ansatz. 

(2) unverändert 

DRITTER TEIL 

Gemeinsame Vorschriften 

§6 

unverändert 

§7 

unverändert 

VIERTER TEIL 

Ermächtigung 

§8 
unverändert 
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1. zur Vermeidung von Härten und aus Ver-
einfachungsgründen bei kurzer Überschrei-
tung der Zahlungsfristen keine Säumnis-
zuschläge erhoben werden; 

2. bei Finanzämtern, die Rationalisierungs-
versuche durchführen, 

a) bei bestimmten Steuern für die Ver-
wirkung des Säumniszuschlags an die 
Stelle des Fälligkeitstages jeweils ein 
anderer Stichtag treten kann, der nicht 
länger als einen Monat nach dem Fäl-
ligkeitstag liegen darf, 

b) abweichend von § 2 rückständige Be-
träge derselben Steuerart zusammen-
gerechnet werden, 

c) abweichend von Buchstabe a zur Be-
seitigung von Mißbräuchen der Säum-
niszuschlag bei wiederholter Frist-
überschreitung von dem auf den Fällig-
keitstag folgenden Tag an erhoben 
werden kann. 

(2) Die obersten Finanzbehörden der Länder be-
stimmen die Finanzämter, die Rationalisierungsver-
suche durchführen. Soweit sich die Rationalisierungs-
versuche auf die Umsatzsteuer, die Beförderung-
steuer, die Lastenausgleichsabgaben und den Teil 
der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer, 
den der Bund für sich in Anspruch nimmt, erstrek-
ken, ist die Bestimmung der Finanzämter im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen zu 
treffen. 

FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 9 
Übergangsregelung 

(1) Bei Steuerschulden, für die am 1. Juli 1961 
ein Säumniszuschlag bereits verwirkt war, wird 
der Säumniszuschlag erst vom nächsten angefan-
genen Monat der Säumnis an nach diesem Gesetz 
berechnet. 

(2) § 5 ist erstmals auf Stundungen anzuwen-
den, die nach dem 30. Juni 1961 bewilligt oder ver-
längert werden. 

§ 10 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§9 
Ü bergangsregelung 

(1) Bei Steuerschulden, für die am ersten Tage 
des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
zweiten Kalendermonats ein Säumniszuschlag bereits 
verwirkt war, wird der Säumniszuschlag erst vom 
nächsten angefangenen Monat der Säumnis an nach 
diesem Gesetz berechnet. 

(2) § 5 ist erstmals auf Stundungen anzuwenden, 
die nach dem letzten Tage des auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats bewil-
ligt oder verlängert werden. 

§ 10 

unverändert 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Reichsabgabenordnung 

Artikel 12 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts der 
Einleitenden Vorschriften erhält die folgende 
Fassung: 

„Anwendungsgebiet der Reichsabgabenord
-nung und anderer Gesetze" 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Für die Realsteuern gelten, soweit 
nicht die Absätze 1 und 2 Anwendung fin-
den, sinngemäß die folgenden Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung: 

1. die Vorschriften über ,die Haftung 
und die Verjährung, 

2. die Vorschriften über die Stun-
dung (§ 127), die Niederschla-
gung (§ 130), den Erlaß, die Er-
stattung und die Anrechnung von 
Steuern (§ 131), 

3. die Vorschriften über die Verzin-
sung (§§ 127 a, 155 und 251 a), 

4. die Vorschriften über Erzwin-
gungsmaßnahmen (§ 202), 

5. die Vorschriften über Rechtsnach-
folger und Haftende (§§ 210 a 
und 240), 

6. die Vorschriften über die Abhän-
gigkeit des Realsteuerbescheids 
vom Steuermeßbescheid (§ 212 b 
Abs. 2 und 3 und § 232), 

7. die Vorschriften über ,das Steuer-
strafrecht." 

b) Der folgende Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Für die Realsteuern finden auch das 
Steueranpassungsgesetz und das Steuer-
säumnisgesetz in der jeweils geltenden Fas-
sung Anwendung." 

3. Hinter § 127 wird der folgende § 127 a einge

-

fügt: 

„§ 127a 

(1) Stundungszinsen werden bei der Einkom-
mensteuer, der Körperschaftsteuer, der Ver-
mögensteuer, der Umsatzsteuer, der Grund-
steuer und der Gewerbesteuer nicht erhoben. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Reichsabgabenordnung 

Artikel 12 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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(2) Bei den anderen Steuern sind Stundungs-
zinsen nach § 5 des Steuersäumnisgesetzes zu 
erheben. Im Einzelfall kann zinslose Stundung 
bewilligt werden." 

4. In § 130 sind hinter dem Wort „Steuern" die 
Worte „und sonstige Geldleistungen" einzu-
fügen. 

5. § 131 Abs. 1 Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Im Einzelfall können Steuern und sonstige 
Geldleistungen ganz oder zum Teil erlassen 
werden, wenn ihre Einziehung nach Lage des 
einzelnen Falles unbillig wäre; unter der glei-
chen Voraussetzung können bereits entrichtete 
Steuern und sonstige Geldleistungen erstattet 
oder angerechnet werden." 

6. Hinter § 154 wird der folgende § 155 einge-
fügt: 

„§ 155 
(1) Wird die festgesetzte Steuerschuld durch 

eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung 
oder auf Grund einer solchen oder durch rechts-
kräftigen Berichtigungsbescheid nach § 94 
Abs. 2 herabgesetzt, so ist der auf die Steuer-
schuld zuviel entrichtete Betrag vom Tag der 
Rechtshängigkeit beim Gericht an (§ 249) bis 
zum Auszahlungstag nach § 5 des Steuersäum-
nisgesetzes zu verzinsen. Das gleiche gilt, wenn 
eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung zu 
einer Herabsetzung der Steuerschuld nach 
§ 212b Abs. 3, § 218 Abs. 4 dieses Gesetzes 
oder nach § 35 b des Gewerbesteuergesetzes 
führt. Ist der Betrag erst nach Eintritt der 
Rechtshängigkeit entrichtet worden, so beginnt 
die Verzinsung mit dem Tag der Zahlung. 

(2) Ein zuviel entrichteter Betrag wird nicht 
verzinst, soweit dem Steuerpflichtigen die 
Kosten des Rechtsmittels auferlegt worden sind, 
weil die Herabsetzung auf Tatsachen beruht, 
die der Steuerpflichtige früher hätte geltend 
machen können und müssen. 

(3) Absätze 1 und 2 sind bei Vergütungs-
ansprüchen sinngemäß anzuwenden." 

7. Vor dem bisherigen § 228 wird der folgende 
neue § 228 eingefügt: 

„§ 228 

(1) Der Finanzrechtsweg ist gegeben. 

1. in allen öffentlich-rechtlichen Rechts-
streitigkeiten über Abgabenangele-
genheiten, soweit die Abgaben der 
Gesetzgebung des Bundes unterliegen 
und durch Bundesfinanzbehörden oder 
Landesfinanzbehörden verwaltet wer-
den und soweit die Streitigkeiten 
nicht einem anderen Gericht ausdrück-
lich zugewiesen sind; 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. Hinter § 154 wird der folgende § 155 einge

-

fügt: 
„§ 155 

(1) Wird die festgesetzte Steuerschuld durch 
eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung 
oder auf Grund einer solchen oder durch rechts-
kräftigen Bescheid nach § 94 Abs. 2 herabge-
setzt, so ist der auf die Steuerschuld zuviel ent-
richtete Betrag vom Tag der Rechtshängigkeit 
beim Gericht an (§ 249) bis zum Auszahlungs-
tag nach § 5 des Steuersäumnisgesetzes zu ver-
zinsen. Das gleiche gilt, wenn eine rechtskräf-
tige gerichtliche Entscheidung zu einer Herab-
setzung ,der Steuerschuld nach § 212 b Abs. 3, 
§ 218 Abs. 4 dieses Gesetzes oder nach § 35 b 
des Gewerbesteuergesetzes führt. Ist der Be-
trag erst nach Eintritt der Rechtshängigkeit ent-
richtet worden, so beginnt die Verzinsung mit 
dem Tag der Zahlung. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

7. Vor ,dem bisherigen § 228 wird der folgende 
neue § 228 eingefügt: 

„§ 228 

(1) Die Rechtsmittel dieses Abschnittes 
sind gegeben 

1. in allen öffentlich-rechtlichen Rechts-
streitigkeiten über Abgabenangele-
genheiten; 
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2. in allen öffentlich-rechtlichen Rechts-
streitigkeiten über die Vollziehung 
von Verwaltungsakten in anderen als 
den in Ziffer 1 bezeichneten Angele-
genheiten, soweit die Verwaltungs-
akte durch Bundesfinanzbehörden 
oder Landesfinanzbehörden nach den 
Vorschriften der Reichsabgabenord-
nung zu vollziehen sind und soweit 
nicht ein anderer Rechtsweg aus-
drücklich gegeben ist; 

3. in den berufsrechtlichen Rechtsstrei-
tigkeiten der Steuerberater, Steuer-
beratungsgesellschaften und Helfer in 
Steuersachen. Die Vorschriften des 
Steuerberatungsgesetzes bleiben un-
berührt; 

4. in anderen als den nach den Ziffern 
1 bis 3 vor die Gerichte der Finanz-
gerichtsbarkeit gehörenden öffentlich-
rechtlichen Rechtsstreitigkeiten, wenn 
die Entscheidung durch Bundesgesetz 
oder Landesgesetz den Gerichten der 
Finanzgerichtsbarkeit besonders über-
tragen worden ist oder übertragen 
wird. 

(2) Abgabenangelegenheiten im Sinn des 
Absatzes 1 sind alle mit der Verwaltung der 
Abgaben zusammenhängenden Angelegenhei-
ten; den Abgabenangelegenheiten stehen die 
Angelegenheiten der Verwaltung der Finanz-
monopole gleich." 

8. Die bisherigen §§ 228 und 229 werden §§ 229 
und 230. 

9. In den §§ 235 und 237 wird die Paragraphen-
bezeichnung „§ 228" jeweils durch die Paragra-
phenbezeichnung „§ 229" ersetzt. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

2. in allen öffentlich-rechtlichen Rechts-
streitigkeiten über die Vollziehung 
von Verwaltungsakten in anderen 
als den in Ziffer 1 bezeichneten An-
gelegenheiten, soweit die Verwal-
tungsakte durch Bundesfinanzbehör-
den oder Landesfinanzbehörden nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes zu 
vollziehen sind und soweit nicht ein 
anderer Rechtsweg ausdrücklich ge-
geben ist; 

3. in den berufsrechtlichen Rechtsstrei-
tigkeiten der Steuerberater, Steuer-
beratungsgesellschaften, Helfer in 
Steuersachen und Gesellschaften, die 
geschäftsmäßig Hilfe in Steuersachen 
leisten, sowie in allen anderen öffent

-

lich-rechtlichen Rechtsstreitigkeiten 
über die Zulässigkeit der Hilfelei-
stung in Steuersachen; 

4. in anderen öffentlich-rechtlichen 
Rechtsstreitigkeiten, soweit die Vor-
schriften dieses Gesetzes über Rechts-
mittel anzuwenden sind. 

(2) unverändert 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden 
auf das Verwaltungssteuerstrafverfahren keine 
Anwendung. 

(4) Die Rechtsmittel und das Verfahren be-
stimmen sich nach den Vorschriften dieses Ab-
schnittes." 

8. Der bisherige § 228 wird § 229 Abs. 1; der 
bisherige § 229 wird § 229 Abs. 2. 

9. In § 235 werden die Worte „der §§ 228 bis 
230" ersetzt durch die Worte „des § 229". 

9a. § 237 erhält die folgende Fassung: 

,,237  

(1) Gegen andere als die in den §§ 229, 235 
und 236 bezeichneten Verfügungen von Finanz-
behörden gegen Steuerbescheide, die sich auf 
die Anforderung von Steuervorauszahlungen 
beschränken, und gegen Steuermeßbescheide, 
die ausschließlich für Zwecke der Gewerbe-
steuer-Vorauszahlungen erteilt werden, ist die 
Beschwerde (§ 303) gegeben. 
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10. Hinter § 251 wird der folgende § 251 a einge

-

fügt: 
„§ 251a 

(1) Soweit ein Rechtsmittel endgültig kei-
nen Erfolg hatte, sind für den Betrag, hinsicht-
lich dessen die Vollziehung ausgesetzt wurde, 
Zinsen nach § 5 des Steuersäumnisgesetzes zu 
entrichten. 

(2) Zinsen werden erhoben vom Tag der 
Rechtshängigkeit beim Gericht an (§ 249) bis zu 
dem Tag, an dem die Aussetzung der Vollzie-
hung endet. Ist die Vollziehung erst nach der 
Rechtshängigkeit bei den Gerichten ausgesetzt 
worden, so beginnt die Verzinsung mit dem 
Tag der Aussetzung der Vollziehung." 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(2) Gegen die Beschwerdeentscheidung ist 
die Berufung an das Finanzgericht, gegen des-
sen Entscheidung ist die Rechtsbeschwerde an 
den Bundesfinanzhof gegeben. 

(3) Gegen Verfügungen der obersten Finanz-
behörden ist die Berufung an das Finanzgericht 
unmittelbar gegeben." 

10. unverändert 

11. § 259 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen; 

b) die Absätze 2 und 3 werden Absätze 1 und 2. 

12. In § 261 Satz 1 werden die Worte „§ 259 Abs. 1" 
ersetzt durch die Worte „§§ 229 und 235". 

13. In § 286 Abs. 1 werden die Worte „zweihundert 
Deutsche Mark" durch die Worte „eintausend 
Deutsche Mark" ersetzt. 

14. § 304 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten die folgende 
Fassung: 

„(1) Die Stelle, deren Verfügung ange-
fochten ist, kann der Beschwerde abhelfen. 
Sie hat hierüber zu beschließen. Diese Be-
fugnis steht auch der Hilfsstelle eines 
Finanzamts, dem Finanzamt, dessen Hilf s-
stelle einer Beschwerde nicht abhelfen will, 
und dem Finanzamt als Hilfsstelle der Ober-
finanzdirektion zu. 

(2) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, 
so ist sie der zur Entscheidung zuständigen 
Stelle vorzulegen. Über die Beschwerde ent-
scheidet die nächsthöhere Behörde durch Be-
schwerdeentscheidung; über Beschwerden 
gegen Verfügungen, die eine Hilfsstelle 
eines Finanzamts oder ein Finanzamt als 
Hilfsstelle der Oberfinanzdirektion erlassen 
hat, entscheidet die Oberfinanzdirektion." 

b) Absatz 4 wird gestrichen 
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15. §§ 401, 401 a Abs. 2 Satz 2 und § 403 Abs. 2 
Satz 2 werden gestrichen. 

16. § 414 wird durch die folgenden Vorschriften 
ersetzt: 

„§ 414 

Einziehung 

(1) Ist eine Steuerhinterziehung, ein Bann-
bruch oder eine Steuerhehlerei (§§ 396 bis 393, 
401 a, 401 b, 403 und 404) begangen worden, so 
können 

1. die Erzeugnisse, Waren und andere 
Sachen, auf die sich die Hinterziehung 
von Verbrauchsteuer oder Zoll, der 
Bannbruch oder die Steuerhehlerei be-
zieht, und 

2. die Beförderungsmittel, die zur Tat 
benutzt worden sind, 

ganz oder teilweise eingezogen werden. 

(2) Die Einziehung ist nur zulässig, wenn 

1. die Sachen zur Zeit der Entscheidung 
dem Täter oder Teilnehmer gehören; 

2. die Sachen zur Zeit der Entscheidung 
einem Dritten gehören und dieser 

a) wenigstens leichtfertig dazu bei-
getragen hat, daß die Sache Mittel 
oder Gegenstand der Tat oder 
ihrer Vorbereitung oder einer mit 
ihr in Zusammenhang stehenden 
anderen mit Strafe bedrohten 
Handlung gewesen ist, 

b) aus der Tat in verwerflicher Weise 
einen Vermögensvorteil gezogen 
hat oder 

c) die Sache in Kenntnis der Um-
stände, welche die Einziehung er-
möglicht hätten, in verwerflicher 
Weise erworben hat; 

3. die Sachen nach ihrer Art und den 
Umständen die Allgemeinheit gefähr-
den oder 

4. die Gefahr besteht, daß sie zur Be-
gehung von Handlungen dienen wer-
den, die mit Strafe bedroht sind. 

(3) Die Einziehung soll in den Fällen des Ab-
satzes 2 Nr. 1 und 2 nur angeordnet werden, 
wenn sie nicht außer Verhältnis zu der Bedeu-
tung der zugrunde liegenden Straftat steht. 

(4) Kann wegen der Tat keine bestimmte 
Person verfolgt oder verurteilt werden, so kann 
auf Einziehung selbständig erkannt werden, 
wenn die Voraussetzungen, unter denen die 
Einziehung zugelassen ist, im übrigen vorliegen. 
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§ 414 a 

Einziehung des Wertersatzes 

(1) Hat der Täter oder Teilnehmer die Sache 
nach der Tat veräußert und wäre ohne die Ver-
äußerung die Einziehung ihm gegenüber zuläs-
sig gewesen, fehlen ihre Voraussetzungen aber 
gegenüber dem Dritten, dem die Sache zur Zeit 
der Entscheidung gehört, so kann gegen den 
Täter oder Teilnehmer auf Einziehung des Wer-
tes der Sache in Geld erkannt werden. 

(2) Dasselbe gilt, wenn der Täter oder Teil-
nehmer die Ausführung der Einziehung ver-
eitelt und ihm dies vorzuwerfen ist. Die An-
ordnung ist auch für den Fall zulässig, daß ihre 
Voraussetzungen sich später ergeben; 

(3) Der Wert der Sache kann geschätzt wer-
den. 

(4) § 414 Abs. 4 gilt entsprechend. 

§ 414 b 

Entschädigung 

(1) Stand das Eigentum zur Zeit der Rechts-
kraft der Entscheidung über die Einziehung 
einem Dritten zu oder war die Sache mit dem 
Recht eines Dritten belastet, so ist der Berech-
tigte unter Zugrundelegung des Verkehrswer-
tes der Sache angemessen in Geld zu entschädi-
gen. 

(2) Die Entschädigungspflicht entfällt, wenn 
der Dritte 

1. wenigstens leichtfertig dazu beigetra-
gen hat, daß die Sache Mittel oder 
Gegenstand der Tat oder ihrer Vor-
bereitung oder einer mit ihr in Zu-
sammenhang stehenden anderen mit 
Strafe bedrohten Handlung gewesen 
ist, 

2. aus der Tat in verwerflicher Weise 
einen Vermögensvorteil gezogen hat, 

3. die Sache in Kenntnis der Umstände, 
die die Einziehung zulassen, in ver-
werflicher Weise erworben hat oder 

4. es nach den Umständen, welche die 
Einziehung begründet haben, auf 
Grund von Rechtsvorschriften außer-
halb des Strafrechts zulässig wäre, 
die Sache dem Dritten ahne Entschä-
digung dauernd zu entziehen." 

17. In § 435 werden die Worte „§ 401" durch die 
Worte „§ 414" ersetzt. 

18. In § 447 erhält Absatz 3 die folgende Fassung: 

„(3) Wird auf Einziehung erkannt, so ist der 
Wertersatz nach § 414 a Abs. 2 anzuordnen, 
wenn nicht feststeht, daß die Einziehung aus-
geführt werden kann." 
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Artikel 13 

Die Vorschriften des Artikels 12 Ziff. 6 und 10 
sind erstmals auf Fälle anzuwenden, in denen der 
Rechtsstreit nach dem 30. Juni 1961 bei Gericht 
anhängig wird. 

ACHTER ABSCHNITT 

Steueranpassungsgesetz 

Artikel 14 

§ 3 Abs. 5 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In Ziffer 1 erhalten die Buchstaben b und c die 
folgende Fassung: 

„b) für Vorauszahlungen: 

mit Beginn des Kalendervierteljahrs, in 
dem die Vorauszahlungen zu entrichten 
sind, oder, wenn die Steuerpflicht erst im 
Lauf des Kalendervierteljahrs begründet 
wird, mit Begründung der Steuerpflicht; 

c) für die veranlagte Steuer: 

mit Ablauf des Zeitraums, für den die Ver-
anlagung vorgenommen wird (Veranla-
gungszeitraum), soweit nicht die Steuer-
schuld nach Buchstabe a oder b schon früher 
entstanden ist;". 

2. Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. bei der Vermögensteuer und bei der Grund-
steuer: 

mit Beginn des Kalenderjahrs, für das die 
Steuer erhoben wird;". 

3. Ziffer 3 erhält die folgende Fassung: 

„3. bei der Gewerbesteuer: 

a) für Vorauszahlungen auf die Gewerbe-
steuer nach dem Gewerbeertrag und dem 
Gewerbekapital: 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

19. In § 459 Abs. 4 werden die Worte „die Ersatz

-

strafe (§ 401 Absatz 2 und § 447 Absatz 3)" 
durch die Worte „den Wertersatz (§§ 414 a, 447 
Abs. 3)" ersetzt. 

20. In § 470 werden die Worte „des Ersatzes des 
Werts nicht einziehbarer Sachen" durch die 
Worte „des Wertersatzes (§ 414 a)" ersetzt. 

Artikel 13 

Die Vorschriften des Artikels 12 Ziff. 6, 10 und 
13 sind erstmals auf Fälle anzuwenden, in denen 
der Rechtsstreit nach dem letzten Tage des auf die 
Verkündung dieses Gesetzes folgenden Kalender-
monats bei Gericht anhängig wird. 

ACHTER ABSCHNITT 

Steueranpassungsgesetz 

Artikel 14 

unverändert 
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mit Beginn des Kalendervierteljahrs, in 
dem die Vorauszahlungen zu entrichten 
sind, oder, wenn die Steuerpflicht erst 
im Lauf des Kalendervierteljahrs be-
gründet wird, mit Begründung der 
Steuerpflicht; 

b) für die Gewerbesteuer nach dem Ge-
werbeertrag und dem Gewerbekapital, 
soweit es sich nicht um Vorauszahlungen 
(Buchstabe a) handelt: 

mit Ablauf des Erhebungszeitraums, für 
den die Festsetzung vorgenommen 
wird; 

c) für die Lohnsummensteuer: 

mit Ablauf des Kalendermonats, für den 
die Steuer zu entrichten ist. An die Stelle 
des Kalendermonats tritt das Kalender-
vierteljahr, soweit die Gemeinde als Be-
steuerungsgrundlage die Lohnsumme 
eines jeden Kalendervierteljahrs be-
stimmt hat;". 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

NACH ACHTER ABSCHNITT 

Finanzverwaltungsgesetz 

Artikel 14a 

Das Gesetz über die Finanzverwaltung vom 
6. September 1950 (Bundesgesetzbl. S. 448) in der 
zur Zeit geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. a) §§ 23 bis 33 erhalten die Überschrift „Ab

-

schnitt V Steuerausschüsse", 

b) die bisherigen Abschnitte V und VI werden 
Abschnitte VI und VII. 

2. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 sind die Worte „Bei den Finanz-
ämtern" zu ersetzen durch die Worte „Für 
den Bezirk der Finanzämter", 

b) Absatz 2 erhält folgenden Satz 2: 

„Die Geschäftsführung der Steuerausschüsse 
liegt beim Vorsteher des Finanzamts." 

3. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erster Halbsatz erhält die fol-
gende Fassung: 

„bei der Festsetzung der Steuern vom Ein-
kommen, der Vermögensteuer und, soweit 
es sich um Fragen der Schätzung handelt, der 
Umsatzsteuer;", 
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NEUNTER ABSCHNITT 

Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) 

Artikel 15 

In § 14 Abs. i Satz 1 des Gesetzes zur Förderung 
der Wirtschaft von Berlin (West) in der Fassung 
vom 9. September 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 621), 
zuletzt geändert durch das Fünfte Gesetz zur Ände-
rung des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) vom 25. März 1959 (Bundesge-
setzbl. I S. 160), wird die Jahreszahl „1962" durch 
die Jahreszahl „1965" ersetzt. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Auf Antrag entscheidet der Steuer-
ausschuß auf Grund mündlicher Verhandlung 
über die Einsprüche, die sich gegen eine der 
in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Steuer-
feststellungen oder Steuerfestsetzungen rich-
ten. Er kann den Steuerpflichtigen um Aus-
künfte oder weitere Nachweisungen ersu-
chen." 

4. § 25 Abs. i erhält die folgende Fassung: 

„(1) Der Steuerausschuß besteht aus 

1. einem Vorsitzenden, 
2. einem gewählten Gemeindevertreter 

für jede Gemeinde des Finanzamtsbe-
zirks und 

3. mindestens zwei, höchstens vier ande-
ren gewählten Mitgliedern." 

5. § 26 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Das Amt erlischt, wenn der Gemeindever

-

treter entweder seinen Sitz in der Gemeindever-
tretung verliert oder aus dem Dienstverhältnis 
bei der Gemeinde ausscheidet." 

6. § 32 Abs. 1 Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Der Steuerausschuß ist beschlußfähig, wenn 
außer dem Vorsitzenden mindestens zwei ge-
wählte Mitglieder anwesend sind." 

NEUNTER ABSCHNITT 

Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) 

Artikel 15 

(1) Das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft von 
Berlin (West) in der Fassung vom 9. September 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 621), zuletzt geändert durch 
das Fünfte Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung der Wirtschaft von Berlin (West) vom 
25. März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 160) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 werden die Worte „zusammenzu-
setzen, einzubauen oder bei der Errichtung eines 
Werkes als Teile zu verwenden" ersetzt durch 
„bei einer Werklieferung als Teile zu ver-
wenden". 

2. In § 5 wird hinter den Worten „Körperschaften 
des öffentlichen Rechts" eingefügt „und poli-
tischen Parteien im Bundesgebiet". 



Drucksache 2706 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	Drucksache 2706 

Entwurf 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

Artikel 16 

Das Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts 
der Industrie- und Handelskammern vom 18. Dezem-
ber 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 920) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 6 wird gestrichen 

2. In § 3 Abs. 4 wird nach dem Wort „übersteigen" 
ein Semikolon gesetzt und der folgende Halb-
satz angefügt: 

„sind sie nach ihrer letzten Gewerbesteuerver

-

anlagung zur Zahlung von Gewerbesteuer nicht 
verpflichtet oder werden sie ausschließlich zu 

AA 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

3. Dem § 6 sind folgende Buchstaben hinzuzufügen: 

„i) Zinn, Wismut und Cadmium sowie Legierun-
gen, die mehr als 20 v. H. Zinn oder mehr 
als insgesamt 3 v. H. Wismut und Cadmium 
enthalten, in Form von Roh- und Halb-
material; 

k) Rohmassen (Marzipan-, Persipan- und Nou-
gatmassen)." 

4. In § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 2 wird hinter den Worten 
„Körperschaft des öffentlichen Rechts" einge-
fügt „oder eine politische Partei". 

5. § 7 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a wird wie folgt 
gefaßt: 

„Der gelieferte Gegenstand darf nicht einer der 
in § 6 Buchstaben a bis i genannten Gegenstände 
sein." 

6. In § 7 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c und in § 7 Abs. 2 
wird hinter den Worten „Körperschaft des 
öffentlichen Rechts" eingefügt „oder einer poli-
tischen Partei". 

7. In j 7 Abs. 2 werden die Worte „zusammen-
gesetzt, eingebaut oder bei der Errichtung eines 
Werkes als Teile verwendet" ersetzt durch „bei 
einer Werklieferung als Teile verwendet". 

8. In § 14 Abs. 1 Satz 1 ist die Jahreszahl „1962" 
durch die Jahreszahl „1965" zu ersetzen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er-
mächtigt, das Gesetz zur Förderung der Wirtschaft 
von Berlin (West) in der jetzt geltenden Fassung 
mit neuem Datum bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

Artikel 16 

unverändert 
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einer Mindestgewerbesteuer gemäß § 17a des 
Gewerbesteuergesetzes herangezogen, so sind 
sie auch vom Grundbeitrag befreit." 

Artikel 17 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 18 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft; gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. § 4 der Verordnung über die Behandlung von 
steuerrechtlichen Verbindlichkeiten nach dem 
Umstellungsgesetz vom 9. Juli 1948 (Gesetzblatt 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge-
bietes S. 74) ; 

2. § 4 der Ersten Verordnung des Badischen Mini-
steriums der Finanzen zur Durchführung des 
Landesgesetzes zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 20. Oktober 1948 (Badisches Ge-
setz- und Verordnungsblatt S. 189); 

3. §§ 4 und 21 der Ersten Verordnung des Finanz-
ministeriums Württemberg-Hohenzollern zur 
Durchführung des Steuerreformgesetzes vom 
19. Juli 1948 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 98); 

4. § 4 Abs. 2 der Verordnung des Finanzministe-
riums Württemberg-Hohenzollern zur Überlei-
tung der Grundsteuer vom 2. August 1948 (Re-
gierungsblatt für das Land Württemberg-Hohen-
zollern S. 101); 

5. § 4 der Landesverordnung der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz über die Behandlung von steuer-
rechtlichen Verbindlichkeiten nach dem Umstel-
lungsgesetz vom 30. Dezember 1948 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz Teil I S. 459) ; 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 16a 

In § 6 des bayerischen Gesetzes zur Wieder-
herstellung der Finanzgerichtsbarkeit vom 19. Mai 
1948 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 87) werden die Worte „§§ 30 bis 38, 47 bis 51, 
265 und 286 der Reichsabgabenordnung" durch die 
Worte „§§ 47 bis 51 und 265 der Reichsabgaben-
ordnung" ersetzt. 

Artikel 17 

unverändert 

Artikel 18 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft; gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. Abschnitt III des Gesetzes zur Bewertung des 
Vermögens für die Kalenderjahre 1949 bis 1951 
(Hauptveranlagung 1949) vom 16. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 22). 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 11 
und Artikel 12 Ziff. 1, 2, 3, 6 und 10 erst mit Wir-
kung vom 1. Juli 1961 in Kraft; gleichzeitig treten 
außer Kraft: 

1. Das Steuersäumnisgesetz vom 24. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1271) ; 

2. Abschnitt IV § 10 des Zweiten Gesetzes zur 
vorläufigen Neuordnung von Steuern vorn 
20. April 1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 69); 

3. Abschnitt 3 Artikel 9 des Zweiten Landesge-
setzes von Baden zur vorläufigen Neuordnung 
der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
vom 20. September 1949 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 461); 

4. Abschnitt 4 § 10 des Landesgesetzes von Rhein-
land-Pfalz zur vorläufigen Neuordnung von 
Steuern vom 6. September 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung Rhein-
land-Pfalz Teil I S. 469) in der Fassung von Ab-
schnitt 4 Ziff. 6 des Landesgesetzes zur Ände-
rung des Landesgesetzes zur vorläufigen Neu-
ordnung von Steuern vom 12. November 1949 
(Gesetz- und Verordnungsblatt der Landesregie-
rung Rheinland-Pfalz Teil I S. 571); 

5. Abschnitt 3 § 9 des Zweiten Steuerreformge-
setzes von Württemberg-Hohenzollern vom 
22. Juli 1949 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 333) ; 

6. die Zweite Verordnung zur Durchführung des 
Zweiten Gesetzes zur vorläufigen Neuordnung 
von Steuern vom 5. September 1949 (Gesetzblatt 
der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge-
bietes S. 314) ; 

7. die Zweite Landesverordnung des Badischen 
Ministeriums der Finanzen zur Durchführung 
des Zweiten Landesgesetzes zur vorläufigen 
Neuordnung der Einkommensteuer und Körper-
schaftsteuer vom 28. Dezember 1949 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 505); 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

6. unverändert 

7. § 305 der Reichsabgabenordnung in der 
zur Zeit geltenden Fassung; 

8. §§ 17 bis 21 der Verordnung Nr. 175 
betr. Wiedererrichtung von Finanzgerichten 
(Verordnungsblatt der britischen Zone 
1948 S. 385). 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 11 
und Artikel 12 Ziff. 1 bis 3, 6, 10 und 13 erst mit 
Wirkung vom ersten Tage des auf die Verkündung 
dieses Gesetzes folgenden zweiten Kalendermonats 
in Kraft; gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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8. die Zweite Verordnung des Finanzministeriums 
Württemberg-Hohenzollern zur Durchführung 
des Zweiten Steuerreformgesetzes vom 30. No-
vember 1949 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 515); 

9. § 20 des Steueranpassungsgesetzes vom 16. Ok-
tober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925) in der zur 
Zeit geltenden Fassung. 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. § 6 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über den 
Bundesfinanzhof vom 29. Juni 1950 (Bun-
desgesetzbl. S. 257). 


